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Nr. 118. Mittag: Ausgabe. 


Deutſchland. 
O. K. C. Reichstags: Verhandlungen. 
Berlin, 9. Marz. 
9. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10 Uhr 8 Min. Die Tribünen ſind beſetzt. Am Tiſche der 
Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck in Generals⸗Uniſorm, Miniſter v. d 
— Geh. Rath v. Savigny und faſt ſämmtliche Commiſſarien der ver⸗ 

ündeten Staaten. In der Hofloge der Kronprinz. 

Von den neu eingetretenen Mitgliedern wird Profeſſor Baumſtark der 
erſten, Dr. Michelis der zweiten Abtheilung Ne. Der Abg. Michaelis 
bat für Ueckermünde angenommen und das Mandat für Stettin niedergelegt. 
An das Haus iſt eine Einladung ergangen, einem Vortrage des Dr. Engel 
über ein ſociales Thema beizuwohnen. . 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein: „Allgemeine Discuffion 
über die Vorlagen der verbündeten Regierungen“. Der Prä⸗ 
ſident bemerkt, daß nach 8 42 der Ae e die Anmeldung zum 
Worte ſchriftlich geſchehen muſſe und zwar mit der Bezeichnung „für“ oder 
„gegen“ die Vorlage. Die Reihenfolge der Redner werde dann durch das 


Loos beſtimmt werden. er ; : 
— v. Bennigſen: Die Bezeichnung „für“ oder „gegen“ dürfte bei 
dieſer Vorlage kaum in Anwendung zu bringen ſein. Viele Mitglieder ſind 
weder entſchieden „für“ noch entſchieden „gegen“ die Vorlage. Sie wünſchen 
vielmehr nur erhebliche Abänderungen. Deshalb möchte ich vorſchlagen, noch 
eine Kategorie einzuführen und zwar die „über“ die Vorlage. Sollte dieſer 
Vorſchlag nicht angenommen werden, ſo würde ich wünſchen, daß die Ein⸗ 
ſchreibung e entweder für die Annahme en bloe oder gegen den gan⸗ 
zen Entwurf. . 2 y 
Abg. v. Binde (Hagen): Der letzte Vorſchlag wird ſich ſicher nicht zur 
Annahme empfeblen. Bei allen Berathungen über Verfaſſungs⸗Entwürfe, 
ſowohl in Frankfurt als in Erfurt und Berlin, ift die Eintragung „für“ oder 
„gegen“ erfolgt, ohne daß die geringſten Inconvenienzen ſich ergeben hätten. 
Wer erhebliche Bedenken gegen die Vorlage hat, kann ſich „gegen“, wer min⸗ 
der erhebliche Bedenken hat, „für“ dieſelbe einſchreiben laſſen. ? 
Präſident Simſon: Wenn nicht ein ſörmlicher Antrag geſtellt wird, fo 
möchte ich meine Bitte wiederholen, „für“ oder „gegen“ ſich einſchreiben zu 
laſſ 


en. 
Es erfolgt nunmehr die Feſtſtellung der Rednerliſte, welche bei den zahl: 
teichen Anmeldungen einige Minuten erfordert. 

Der Präſident verlieſt dann die Namen langſam und deutlich, trotzdem 
hört man aus der Mitte des Hauſes, wo die Namen pon den Mitgliedern 
eifrig notirt werden, wiederholt die Mahnung: Langſam! 

7 ür die Vorlage find eingeſchrieben: Die Abgg. Tweſten, Michaelis 
Ueckermünde), v. Vincke⸗Olbendorf, v. Gottberg, Dr. Köſter, Dr. 
raun (Wiesbaden), Wagener (Neu⸗Stettin), Dr. Proſch, Dr. v. Gerber, 
Evelt, Miquel, v. Zehmen, Graf Galen, Graf Bethuſy⸗Huc, v. Putt⸗ 
kamer (Fraufiadt), d. Sybel, Aßmann, Wachler, v. Watzdorff 
(Weimar), Scherer, Fries, Weber (Schlawe), Dietze, v. Kehler, 
v. Bennigſen, Graf Baſſewitz, Graf Los. 5 
Gegen die Vorlage: Dr. Waldeck, Lasker, Dr. Michelis (Allen⸗ 
ſtein), Rohden, Dr. Rée, Groote, v. Münchhauſen, Duncker 
(Berlin), v. Mallinckrodt, Schulze (Berlin), Dr. Wigard, Heubner, 
Dr. Schaffrath, Ausfeld, Bouneß und Dr. Schleiden. 
uerſt erhält das Wort der 
bg. Tweſten (für die Vorlage): Ich habe erhebliche Bedenken gegen 
den Verfaſſungsentwurf und müßte, wenn er nicht weſentlich geändert wird, 
gegen ihn ſtimmen. Trotzdem habe ich mich für ihn zum Worte gemeldet, 


weil diejenigen vollkommen dazu berechtigt ſind, welche eine Verfaflung auf 


Grund der Vorlage zu Stande bringen wollen. Wer die Befeſtigung der 
ußiſchen Macht in Deutſchland und eine wirkliche Einigung zunächſt des 
nördlichen Deutſchland erſtrebt, muß mit der Reſignation an die Verfaſſungs⸗ 
Berathung herantreten, den inneren Ausbau des norddeutſchen Bundes nicht 
in allen Theilen zu Stande zu bringen, ſondern nur ein Gerüſt, deſſen Aus⸗ 
bau der Zeit zu überlaſſen ift. Aber dieſe Verſammlung darf nicht zuftimmen 
zu Beſtimmungen, welche dieſem künftigen Ausbaue den Weg verlegen und 
die — ntwidelung in einen Weg drängen, den Jeder nach feinem 
Standpunkte für verderblich erachten müßte. Als überhaupt zuerſt von einer 
Berfaſſung des norddeutſchen Bundes geredet wurde, glaubte ich allerdings, 
daß wir darauf verzichſen müßten, eine wirkliche bundesſtaatliche Verfaſſung, 
wie ſie nach ſtaatsrechtlicher Theorie gewöhnlich gedacht wird, alſo wie etwa 
die ameritaniihe oder die ſchweizeriſche, in's Leben treten zu ſehen. Man 
nnte ſich aber eine Analogie denken mit dieſen Verfaſſungen, und eine ſolche 
Analogie dachte ſich z. B. der Entwurf, der ſeiner Zeit in Frankfurt aus⸗ 
gearbeitet wurde. Man dachte ſich eine Central⸗Regierung, getrennt von der 
er einzelnen Staaten, welche nach Art einer conſtitutionellen Regierung con⸗ 
werden ſollte. Eine andere Richtung nahm der Gedanke, daß die Cen⸗ 
tralgewalt des Bundes im Weſentlichen auf Preußen übertragen werden, die 
Bundesverfaſſung im Ganzen ſich der preußiſchen anſchließen und die Volks⸗ 
vertretung des Bundes nur als eine Vermehrung der preußiſchen Volksver⸗ 
tretung gebildet werden ſollte. Ich hätte dieſen Weg für den erſprießlichſten 
gehalten; auf dieſe Weiſe würde am wenigſten ein durchgreifender Eingriff 
1 die preußiſche Verfaſſun erfolgen und die Unzuträglichkeit vermieden, 
da zwei ganz getrennte Gewa ten nebeneinander ſtehen, während doch in der 
That beide mehr oder minder zuſammenfallen. Ich verhehle mir nicht, daß 
die Beſorgniß der Reibung zwiſchen den verſchiedenen Competenzen einerſeits 
der Bundesgewalt und der preußiſchen Regierung und andererſeits des nord⸗ 
deutſchen Parlaments und des preußiſchen Abgeordnetenhauſes das dringende 
Bedenken erregt, daß die Verfaſſung, auf ſolcher Grundlage erbaut, überhaupt 
keine lebensfähige fein und daß das Nebeneinander zweier großen Parlamente 
den Einfluß beider paralpſiren werde 
Deſſenungeachtet bin ich für meine Perſon entſchloſſen, ehrlich und loyal 
auf den gegenwärtigen Entwurf einzugehen, weil, nachdem Frankfurt und 
Erfurt an den Regierungen oder den Völkern ſcheiterten, jetzt der Boden ge: 
ſchaffen iſt, auf welchem eine Verſtändigung zwiſchen den Wünſchen des deut⸗ 
ſchen Volkes und der mächtigen preußiſchen Regierung möglich erſcheint, und 
der Entwurf ſcheint mir trotz aller Bedenken für den Augenblick geeignet, zu⸗ 
leich ein Band unter den nördlichen deutſchen Staaten und eine Form für 
bie Vereinigung mit den ſüddeutſchen Staaten zu gewähren. Ich würde bei 
einer ſehr ſtraffen Form des Bundes und namentlich der Bundes ⸗Central⸗ 
ewalt dieſe Vereinigung für viel ſchwerer halten, als bei weniger beſtimmten 
rmen, die nach allen Seiten Modificationen offen laſſen. Alſo allein ſchon 
die Rückſicht, eine dauernde Grenze zwiſchen dem Norden und Süden nicht 
eintreten zu laſſen, würde für mich entſcheidend fein, einem jeden ſolchen Ent⸗ 
wurfe, der eine Einigung erleichtert, möglichſt entgegenzukommen. Denn allein 


die Einheit des deutſchen Nordens und Südens kann bei den gegenwärtigen B 


N Verhältniſſen Europa's uns die Sicherheit ſchaffen, die wir 
tauchen. Se. Majeſtät der König hat es ausgeſprochen in der Eröffnungs⸗ 
rede, daß das deutſche Volt kein aggreſſives ſei, daß die Conſtituirung ves 
einheitlichen Deutſchland keine offenſive Bedeutung habe. Allerdings, = 
übrigen Europa iſt die Meinung eine andere, und namentlich die in ea 
berrſchende Erregung iſt nicht nur eine Nahe der verletzten National» 
eitelkeit, ſondern auch der Furcht, daß Deutſchland eine aggreſſive Macht 
werden könnte. Ich glaube das nicht; aber der beſte Grund, dem Nachbar 
nicht blos die Befürchtung, ſondern auch die Ausſicht zu nehmen, mit Bro 
Widerſpruch gegen die deutſche Einheit erheben zu können, wird nur dadur 
gewonnen, daß Deutschland ſtark genug ift, um jeden Angriff zurückzuweiſen, 
Daneben aber dürfen ſich Diejenigen, welche geneigt find, das Hauptgewicht 
auf die Macht Deutſchlands zu legen, nicht verhehlen, daß im deutſchen Volke 
der Einheitsgedanke darum ſtets wieder mächtig geworden iſt, weil man nur 
von der Einheit auch freiheitliche Staatsformen hat erwarten können. , 
Dieſer Kampf um die Freiheit iſt faßt hoffnungslos, ſo lange in ben ein 
— Territorien ſtets zu gleicher Zeit um die Einheit und die reiheit ge⸗ 
ämpft werden muß, und mit Recht erwartet das deutſche Volk auch den 
Kampf für die Freiheit mit beſſerem 7 5 eführt zu fehen, wenn die Ein⸗ 
it gewonnen iſt. Denn große politiſche ufleme find ebenſo nur in einem 
großen Staatsweſen mit dauerndem Erfolge durchzuführen, wie auch eine 
Viriliche Wirthſchafts⸗Politit als erſte Bedingung ein großes geſchloſſenes 
Territorium erfordert. Das Recht des Volkes tand daher auch in den kleinen 
Staaten fortwährend auf thönernen Füßen, ſo lange in den großen Staaten 
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noch der Abſolutismus herrſchte. Und das mag auch die deutſchen Klein⸗ 
ſtaaten, die gewohnt waren, Preußen als eine Macht der Unterdrückung zu 
betrachten, überzeugen, daß durch die größere Einigung auch ein feſterer Bo⸗ 
den für die Erreichung großer politiſcher Grundſätze gewonnen wird. Ich 
verſtehe das namentlich gerade mit Bezug auf den Süden Deutſchlands, wo 
man meinte, ein Staatsweſen in großem Style nach ähnlichen Verhältniſſen 
conſtituiren zu können, wie wir es in den Cantonen der Schweiz ſehen. Wenn 
die neuere Geſchichte überzeugen muß, daß dieſe Anſchauung eine falſche war, 
fo werden fie, denke ich, allmälig dahin kommen, der Macht und dem Staats» 
dienſt digen Opfer zu bringen, welche einmal abſolut nothwendig ſind 
zur ſtaatlichen Conftituirung, ohne dabei zu fürchten, darum aufzugeben, was 
ein für alle Mal die Grundlage aller Staatsfreiheit bildet, nämlich die wirk⸗ 
liche, reele Theilnahme des Volkes an feinen eigenen Angelegenheiten. Unter 
dieſem Geſichtspunkt wird die liberale Partei in Deutſchland die Verfaſſung 
betrachten müſſen: daß einmal der Cenkralgewalt die nöthige Kraft und Frei⸗ 
beit der Bewegung gegeben werden muß, daß aber nichts geſchehen darf, 
was geeignet wäre, der freiheitlichen Entwickelung auch für die Zukunft die 
Wege zu verlegen. Der Macht und Kraft des Staates iſt nun in dem Ver⸗ 
faſſungsentwurf genügend Sorge getragen. Die Befugniſſe, die in demſelben 
der Bundesregierung zugeſtanden ſind, machen zufammen ungefähr das aus, 
was eine Centralregierung im Bundesſtaate nothwendig fordern muß. Be: 
denklicher erſcheint es mir, daß dem Reichstag gegenüber die Verantwortlich ⸗ 
keit der Regierung fehlt. Eine eigentliche conftitutionelle Verantwortlichkeit 
halte ich allerdings bei dieſem Bunde für unmöglich, zumal da die preußiſche 
Wehe n auch an die Zuſtimmung der übrigen Regierungen gebunden iſt, 
diejelbe alſo hinter dieſe ſich zurückziehen kann, ſobald in der Volksvertretung 
der Verſuch, ſie zur Verantwortung zu ziehen, gemacht wird. 

Das iſt denn freilich ein ſchweres und weſentliches Bedenken gegen die 
ganze Form dieſer Bundesverfaſſung. Ich glaube indeſſen, daß a auf die 
Form der Verantwortlichkeit verzichtet werden kann und dem großen Werke 
zu Liebe verzichtet werden muß, wenn nur überhaupt dem Parlament der ge⸗ 
börige Einfluß geſichert iſt. Das iſt meines Erachtens der Fall, wenn die 
Volksvertretung nur den einen Punkt vollſtändig in Händen hat, nämlich das 
Geldbewilligungsrecht. Das Mitwirken am Budget iſt von jeher als der 
Cardinalpunkt aller Verfaſſungen betrachtet worden, nicht blos in der Theorie, 
ſondern auch in der Praxis. ahlmann erklärte das Aufgeben dieſes 
Rechtes in conftitutionellen Verfaſſungen für zwar theoretiſch denkbar, aber 
praktiſch nicht durchzuführen. In der Folge haben Manche, die zu den 
Freunden Dahlmann's gehörten, geglaubt, dieſen Grundſat modificiren zu 
dürfen, ihn auch in der Praxis zu mobificiren. Die Reaction hat feit 1848 
behauptet, dies Geldbewilligunpsrecht ſei überhaupt nur ein theoretiſches und 
habe keine praktiſche Bedeutung; es genüge, wenn der Volksvertretung nur 
das bolle Recht der Ausgabe⸗Bewilligung zugeſtanden wäre. Ich denke aber, 
wir ſollten nicht zurückweichen von dem, was in früherer Zeit als durchaus 
nothwendig betrachtet wurde. Zwar trut jetzt nicht ſelten auch von liberaler 
Seite die Meinung auf, auch mit dem Ausgabe⸗Bewilligungsrecht laſſe ſich 
noch etwas handeln; das Ausgabe⸗Bewilligungsrecht des preußtſchen Abgeord⸗ 
netenhauſes habe ſich ſo wenig bewährt, daß man darauf kein großes Gewicht 
zu legen habe; es genüge, wenn man nur das Recht, neue Ausgaben zu be⸗ 
willigen, beſitze. Ich halte das für einen durchaus verderblichen Grundſatz, 
ich halte auch dieſe Berufung auf den preußischen Verfaſſungs⸗Conflict für 
durchaus ungeeignet. Es iſt richtig, als das Abgeordnetenhaus den Verſuch 
machte, die Reorganiſation der Armee — zwar nicht in Frage zu ſtellen, das 
iſt unrichtig, das hat es nie gethan — aber weſentliche Modificationen einzu⸗ 
führen, da hat allerdings die Regierung ſich über die Verfaſſung hinweggeſetzt 
A von ihr getroffenen Einrichtungen bis auf den letzten Punkt aufrecht: 
erhalten. 

Aber auf der einen Seite wird eine Regierung wohl um einer Sache willen, 
die ihr als die Grundbedingung des Staates erſcheint, die Verfaſſung des 
Landes in Frage zu ſtellen verſuchen, nicht aber über irgend geringere und 
untergeordnete Punkte, und auch eine abſolutiſtiſche l wird geneigt 
fein, über ſolche mit der Landesvertretung zu transigiren. uch der Herr 
Miniſterpräſident hat ja öfters die Compromiſſe für die Grundlage des parla⸗ 
mentariſchen Lebens bezeichnet; die Sache ändert ſich aber, fobald eine ſolche 
Regierung verfaſſungsmäßig deſſen enthoben wird, Compromiſſe zu ſuchen. 
Dann wird ſie auch da ibren Willen durchſetzen, wo eine Regierung, die auf 
den Weg des Compromiſſes angewieſen iſt, geneigt ſein würde, nachzugeben. 
Deswegen halte ich es für unmöglich, das Recht des Abgeordnetenhauſes in 
dieſer Beziehung zu beſchränken. Ich balte es für unmöglich, gewiſſe Punkte 
des Budgets eins für allemal feitzuftellen, und das iſt für mich jo wichtig, 
daß, wenn ein ſolcher Punkt in dieſer Verſammlung angenommen werden 
ſollte, ich es für geboten halten würde, daß der preußiſche Landtag die ganze 
Verfaſſung ablehne, wenn auch die Hoffnung des deutſchen Volkes abermals 
getäuſcht werden ſollte. Dieſe Conceſſton wird daher die preußiſche Regierung 
dem berechtigten Verlangen des deutſchen Volkes machen müſſen. Bisher 
wurde über das Militärbudget alljährlich im preußiſchen Landtage verhandelt; 
nach dem Verfaſſungs⸗Entwurfe ſoll daſſelbe eins für allemal feſtgeſtellt, der 
Volksvertretung alſo die bisherige Mitwirkung daran entzogen werden. Es ift 
ferner in dem Entwurfe nicht geſagt, wie in Zukunft 1 zu Stande 
kommen ſollen, man muß ſchließen, daß nach der Abſicht der Regierung fortan 
bloße Reglements an die Stelle dieſer Geſetzgebung treten ſollen. Das ſcheint 


mir vollkommen unzuläſſig zu 116 ebenſo wie die einſeitige Feſtſtellung diefer |; 


Geſetze allein durch die preußiſche Volksvertretung eine Zurückſetzung der 
anderen Staaten ſein würde. Die ganze Militärgeſetzgebung würde in dem 
einen wie dem anderen Falle in der Luft ſchweben, was mir durchaus unzu⸗ 
träglich ſcheint. Dazu kommt als zweites Moment die Budgetfrage; die eins 
zelnen Landes vertretungen ſollen nicht mehr über das Militärbudget mitzu⸗ 
ſprechen haben, ebenſo wenig der Reichstag, ſo lange die Regierung nicht 
größere Summen verlangt. 5 5 , 

Da wird nun wieder geſagt, die Bedürfniſſe der Militär⸗Verwaltung wür⸗ 
den ſich ſehr raſch ſteigern, und dann würde das Parlament ja die Gelegen⸗ 
heit haben, ſeinen Einfluß geltend zu machen. 


8 Mr H., nach unſeren preu⸗ 
ßiſchen Erfahrungen it der Etat der Militär Verwaltung lange Jahre auf 
demſelben Stande geblieben; derſelbe betrug in den Jahren 1833—1845 


26 Millionen; ebenjo ſchwankte er in den Jahren 185357 nur zwiſchen 28 
und 29 Millionen. Wenn jetzt nach den letzten ungeheueren militäriſchen 
Anſtrengungen ein Satz feſtgeſtellt wird, der noch erheblich . über 
die Bedürfniſſe der letzten Jahre, ſo iſt nicht abzuſehen, daß die Regierung 
bald wieder an die Landesvertretung ſich wird wenden müſſen, In den 
Jahren 1862—65 hat der Militär⸗Etat in Preußen 39 bis 41 Millionen be 
tragen, erſt in dieſem Jahre ift er auf 54 Millionen angeſchwollen, wonach 
auf die alten preußiſchen Provinzen ein Militär⸗Budget von 45 Millionen in 
Anſatz 9 werden müßte. Damit wird die Militärverwaltung eine 
ganze Reihe von Jahren auszukommen wiſſen. Hierbei muß ich die Be⸗ 
merkung einſchieben, daß es zur Specialberathung durchaus noch verſchiedener 
orlagen bedarf, ohne die man gar nicht ernſtlich in dieſelbe eintreten kann, 
Vorlagen ſowohl über die Organifation der Armee, die die Regierung für 
nothwendig erachtet, wie über die Höhe des betreffenden Budgets. 


Endlich ift einer der weſentlichen Punkte, über den mir in dem Entwurf 
zu kurz hinweggegangen zu fein ſcheint, das Wahlgefeg und die Modificatio⸗ 
nen, die daſſelbe erleiden ſoll, wobei namentlich der beabſichtigte Ausſchluß 
der Beamten in der Specialdebatte zu großen Erörterungen führen wird. 


Um noch einmal auf die Budgetbewilligung zurückzukommen, fo halte ich 
es für eine Unmöglichkeit, dem preußiſchen Volke zuzumuthen, daß es auf das 
weſentlichſte Grundrecht perzichtet, das verfaſſungsmäßig feſtſteht, das es bi: 
her geübt und das nach langem Kampfe eine neue Anerkennung gefunden 
hat. Ich meine die preußische Landesvertretung wird bereit fein, darein zu 
willigen, daß Rechte aus der preußiſchen Verfaſſung herausgenommen und 
auf das norddeutſche Parlament übertragen werden, wenn ſie nur wirklich 
übertragen werden, wenn ſie nicht bei dieſer W gänzlich verloren 
gehen; und das Recht der Militär⸗Geſetzgebung, der en . fene 
lung würde gänzlich verloren gehen, wenn der Verfaſſungs⸗Entwurf in feiner 
gegenwärtigen Geſtalt angenommen würde. Dann würde dies Parlament 
ein fogenanntes Zoll⸗Parlament werden, für das der ganze Apparat einer 
Bundes⸗Verfaſſung, einer Bundesregierung, eines Bundes⸗Parlaments offen⸗ 
bar ein viel zu großer wäre. Das Zurückziehen auf ein ſolches Zoll⸗Parla⸗ 
ment würde au dann übrig bleiben, wenn die Beſtimmungen des Entwurfes 
über Militär und Marine gänzlich aus dem Entwurſe ausgeschieden würden, 
wenn die Militäreinrichtungen nach wie vor der Firuziſchen Geſetzgebung 
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überlaſſen blieben. Das würde auch ein Ausweg fein, wenn die Regierung 
fi nicht einlaſſen ſollte auf erhebliche Modificationen des Entwurfes. Denn 
dann bliebe doch wenigſtens die preußiſche Verfaſſung in Kraft, und die ans 
deren Regierungen wären auf den Weg der Militär⸗Conventionen angewieſen. 

ch betrachte das Wachsthum des preußiſchen Staates in fo hohem Maße 
ür die Hauptſache, daß ich glaube, wir würden es ertragen können, wenn 
eine eigentliche Bundes⸗Verfaſſung nicht zu Stande käme, ſondern die preu⸗ 
ßiſche Regierung eine weitere Concentration nur in einem Auf bon be⸗ 
ſonderen Conceffionen für das Militärweſen ſuchen müßte. Allerdings für 
ein Unglück würde ich das halten und jeden Ausweg vorziehen, durch den 
wir eine Bundes verfaſſung zu Stande bekommen, und da, meine ich, iſt der 
einzige Ausweg der, daß die Bundesverfaſſung mindeſtens dieſelben Beſtim⸗ 
mungen über das Militärweſen enthält wie die preußiſche Verfaſſung, daß 
alſo die jährliche Feſtſtellung des Budgets gleichfalls in der Verfaſſung aus⸗ 
geſprochen wird. Ich verhehle mir nicht die Bedenken, die die Regierung 
hiergegen haben kann, namentlich mit Bezug auf die E Elemente, 
die im Reichstage immer vertreten ſein werden. er ich glaube doch, die⸗ 
jenigen Elemente werden ftet3 überwiegen, welche den Bedürfniſſen des Staas 
tes und den Grundlagen ſeiner Macht vollkommen Rechnung tragen, ſo daß 
nicht zu befürchten iſt, daß jemals die wirklichen Bedürfniſſe der Militärver⸗ 
waltung verweigert werden könnten. 

Jedenfalls müſſen wir alſo an den Beſtimmungen der preußiſchen Ver⸗ 
auch feſthalten, und das Einzige, was ich zugeſtehen möchte, wäre ein 
Pauſchquantum für eine Uebergangsperiode der neuen Organiſation, ich meine, 
höhere Rückſichten mußten ſchon die Regierung zu dieſen Zugeſtändniſſen be⸗ 
wegen, wofür ihr dem gegenwärt g in Europa herrſchenden Ausnahmezuſtande 
gegenüber für die nächſten Jahre ein Gebiet des freien Gebahrens überlaſſen 
werden möchte. Und die Regierung hat den großen Zugeſtändniſſen der libe⸗ 
ralen! Partei gegenüber auch alle Urſache, ihr etwas entgegenzukommen 
und nicht auf Hegen zu beſtehen, welche ein für alle Mal einem großen Theile 
der Bevölkerung unannehmbar ſcheinen. Sollte auch bier im Reichstage ſich 
eine Majorität für den Entwurf finden, fo würde derſelbe doch im Abgeord⸗ 
netenhauſe abgelehnt werden, und das wurde ich angeſichts der politiſchen 
Verhältniſſe für ein großes Unglück halten. Das würde für Deutſchland von 
ger äußerſten Gefahr fein und die Feinde Preußens offenbar ermuthigen, ges 
den die weitere Concentration Preußens und Deutſchlands einzuſchreiten in 
einer Weiſe, die ſie ſchwerlich wagen würden, wenn die Regierung ſich darauf 
berufen könnte, daß ſie in Uebereinſtimmung ſei nicht blos mit einer Vertre⸗ 
tung, die unter dem Einfluß der großen Erfolge zuſammengetreten iſt, ſon⸗ 
dern auch mit den Vertretern der liberalen und nationalen Richtung in ganz 
Deutſchland. Das Zuſammengehen der Regierung mit der Landesvertretung 
iſt auch für die Staatsmacht und Befeſtigung Preußens nur günſtig; die Re⸗ 
gierung muß daher in ſolchen Punkten nachgeben, die ihr die freudige Mits 
wirkung des Volkes ſichern können. Eine Nachgiebigkeit, welche eine Einigung 
über das Verfaſſungswerk mit dem gegenwärtigen Reichstage und der preußi⸗ 
ſchen Landesvertretung in ſichere Ausſicht ſtellt, wird die Stimmung in Nord⸗ 
deutſchland für uns gewinnen und den Süden zu uns herüberziehen, und das 
iſt für mich der weſentlichſte Grund, warum ich trotz aller Bedenken der Ver⸗ 
faſſung zuſtimmen würde, wenn fie nur die Sicherung der verfaſſungsmäßi⸗ 
700 Rechte in den weſentlichſten Punkten erlaubte, und ich meine, daß die 

ückſicht auf die Zuſtimmung der liberalen Partei in Deutſchland die Regie⸗ 
rung veranlaſſen muß, nicht auf Forderungen zu beſtehen, welche den Entwurf 
unannehmbar machen. 


Abg. Dr. Waldeck (gegen die Vorlage): Da mich das Loos zufällg in 
die vordere Reihe der Redner geführt hat, muß ich bemerken, daß ich leider 
vermöge meines Augenübels nicht in der Lage bin, ſo gründlich in die Sache 
einzugehen, wie es mir wünſchenswe rth wäre. Denn hierzu wäre es nbthig, 
ſich zu vertiefen in die Zuſtände, die vorher waren, und in die Beſtrebungen 
von Frankfurt und die anderen ‘Brojecte, die darauf hinausgingen, ein Par⸗ 
lament da hineinzufügen, wo eine Centralgewalt nicht exiſtirte. Man müßte 
die Verfaſſung prüfen nach den Erwartungen, die das deutſche Volk und alle 
ſeine Stämme reſp. 
mäßigen Zuſtänden befinden. Meine Herren, die Lage, in der wir uns 
finden, iſt die eigentbümlichſte, in der ſich jemals eine ſolche Verſammlung 


befunden hat; wir find gewählt und zuſammenberufen worden, ohne daß wir 


auch nur die geringſte Kenntniß von dem Entwurfe hatten, der uns jetzt vor⸗ 
liegt. Das preußiſche Abgeordnetenhaus hätte ſehr gewünſcht, daß ihm dieſer 
Entwurf ſchon vorgelegen hätte, damit es mit vollſtändiger connaissance des 
choses gewußt hätte, ob es das Waylgeſetz annehmen oder ablehnen ſollte. 
Es war vielfach dieſer Wunſch ausgeſprochen worden; die Staatsregierung 
antwortete aber, es wäre nicht möglich, da der Entwurf eben noch nicht fertig 
wäre. Deſſenungeachtet wurde das Wahlgeſetz . Aber nicht 
nur bei dieſer Gelegenheit, ſondern mehrfach, auch in der Adreſſe an Se. 


Majeſtät den König wurde ausdrücklich hervorgehoben, nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß, wenn Rechte des preußiſchen Volkes und Landtages zu Gunſten 


des Parlaments ug re würden, dieſes Parlament auch die Macht und 
die Möglichkeit zur Ausübung dieſer Rechte haben müſſe. Die Staatsſchrift, 
in der dies ausgeſprochen wurde, iſt mit ſehr bedeutender Majorität von 
rechts und links angenommen worden. In dieſer Staatsſchrift lautete ein 
anderer Paſſus: „daß nur durch Gewährung der verfaſſungsmäßigen Rechte 


4— deutſchen Staates, der den An⸗ 
ruch auf die Centralgewalt hat, A 


tätte zu gründen. : ß = 
Doch 2 muß nun die Rolle, die uns hier auferlegt iſt, etwas näher be⸗ 
leuchten. Sollen wir den Entwurf ganz ablehnen? Ich wünſchte von gan⸗ 


die zufälliger Weiſe unter einer Anzahl ſo verſchiedener Fürſten 1 And, 
ondern 1 


der Hauptbedingungen zur gedeih⸗ 
ebens. — Wenn wir nun den Elia nach 
unſeren Wünſchen amendiren, jo find wir doch nur die bloßen Rathgeber; 
wir haben keine Macht über die Regierungen und auch kein Mittel, um einen 
Druck auf dieſelben auszuüben. Die Rolle eines Rathgebers ift aber erade 
keine ſehr dankbare, und Gothe hat vollſtändig Recht, wenn er 0 „Willſt 
Du getreuer Eckardt ſein und alle Leute vor Schaden warnen? Es iſt auch 
eine Rolle, bringt aber nicht viel ein; fie laufen dennoch in die Garne”. 
Der Berfaſſungsentwurf enthält Reminiscenzen aus faſt allen Theilen der 
deutſchen Entwickelung und Einſchiebungen aus conftitutionellen Beſtimmun⸗ 
en faſt aller Lander Deutſchlands. Dieſe Sachen ſind aber in einer Art und 
eife zuſammengeworſen, daß weniger gewonnen wird, als möglich wäre 
wenn man ſich principiell auf den richtigen Standpunkt ſtellen würde; da 
weniger gewonnen wird, als moglich wäre, wenn man der Nation ihr volles 
Recht zügeſtehen würde. Da. ift zunächſt der Ausdruck „Reichstag“; 
dieſer erinnert an den Reichstag von Regensburg, hat aber nicht 
die geringſte Aehnlichkeit damit; denn dort tagten diplomatiſche Be⸗ 


Länder hegen können, die ſich bereits in berfaflungds 2 
es 


r 


. 


— 


—— 


. 


vollmächtigte der Reichsstände und ihre ganze Thätigkeit beſtand darin, 


etwas für Oeſterreich je Stande au bringen, öfters aber noch etwas 


zu hindern. Ein Analogon hat vieſer Reichstag nicht vorher gehabt 
0 Ein Analogon hat aber der Bundes⸗ 
rath 1 alten Bundestage. (Sebr wahr! Heiterkeit.) Im Anfange des Ent⸗ 

} zu leſen, daß er „auf Ewigkeit“ geſchloſſen ift (Heiterkeit) und nun 
will man dieſen „Bundesrath“ einſetzen und ſoll dabei noch an die Ewigkeit 
denken! (Heiterkeit.) Für die Ewigkeit ſoll ein ſolcher Bund fein; nun, das iſt 
vielleicht ein Ausdruck, den die Diplomaten ſelbſt belächelt haben mögen, 
en! Dieſer Bundesrath kann majoriſiren einen Staat von 
5 Millionen zu Gunſten von 5 Million en. Da wird dieſes Ding reprodu⸗ 
Der Bundesrath 
ſchwächt die Macht auf die entſchiedenſte Meile, die Preußen jetzt ſchon aus⸗ 
üben kann, wenn es vie volle Staatsgewalt hat über ſeine Marine, fein Heer 
und feine Verkehrsanſtalten. Nun tröſten ſich dieſe Herren damit: es wird ja 
leicht gelingen, bei dem Verhältniß von 17 gegen 26 Stimmen, einige andere 


in irgend einer Volksvertretung. 
wurfs 


8 Heiterkeit.) 
cirt, was gegen jedes rationelle Machtperhältniß verſtößt. 


kleinen herüberzuziehen. Das iſt ein ſchlechter und ſehr e Troſt. 
Zu meiner Freude bat der oldenburgiſche Bevollmächtigte im Schlußprotocoll 
dieſen Bedenken Ausdruck gegeben, indem er ausdrücklich erklärt, daß der 
Bundesrath keine Exiſtenz derdiene, ſondern in eine Art Oberhaus, Staaten: 


bund verwandelt werden müſſe. Derſelbe oldenburgiſche Bevollmächtigte bat 
auch die Nothwendigkeit einer . Centralgewalt ausdrücklich betont. Sie 
ung die Abneigung der kleinen Fürſten nicht 


ſehen alſo, daß in dieſer Bezie 
ſo unbeſiegbar iſt. 


Von den Befugniſſen des Bundespräſidiums mit Bezug auf die Disciplin 
und die Geſchäftsführung des Bundes iſt fo gut wie gar nichts geſagt; 110 


Befugniſſe, welche bis jetzt der König von Preußen wenigſtens in dem 24 Mi 


Einwohner enthaltenden Staate hatte, find noch zerſplittert, indem fie zum 
Theil dem Bundesratb, zum Theil Niemandem übertragen find. Und nun 
frage ich, eine ſolche Verfaſſung ſoll beſtehen auf ewig oder noch auf längere 

eil? (Heiterkeit) Es ift der nackte Abſolutismus, der in dieſer Verfaſſung 


eckt. — Die deutſche Phraſe hat im Jahre 1848 eine große Rolle geſpielt; 
ie iſt glücklicher Weiſe in Preußen nicht zur Herrſchaft gekommen, ſondern 


durch reele Verfaſſungszuſtände, wenn auch in beſcheidenen Dimenſionen, er⸗ 
ſetzt worden. Jahre lang hat man gerufen: „Centralgewalt und Parlament!“ 
geweſen, und nur diejenigen wußten, was ſie 


iſt aber wenig klar darüber und 1 ! 
wollten, die e e daß die bundesſtaatliche Centralgewalt für die Bun⸗ 
desſtaaten daſſelbe ſein ſolle, was die Bundesgewalt für die Einzelſtaaten iſt. 
Es iſt oft die Rede geweſen von einem Zollparlament, von einem Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Parlament, alles Anſtalten, für die es keines Parlamentes bedarf. 
Die einheitliche Gewalt in Militär und Marine⸗Angelegenheiten iſt allerdings 
ſchon ein ganz entſcheidendes Moment für eine einheitliche Verfaſſung; wenn 
aber Alles das, worauf die eigentliche National⸗Wohlſahrt gegründet werden 
muß, darin fehlt, was hat es dann für Werth? Was kann daraus wohl 

uchtbares entſtehen, wenn im Bunde vorhanden iſt ein Feudalſtaat, der 
elbſt einem Abgeordneten den Eintritt in dieſe year na, verweigert und 
mit feinen Inſtitutionen durchaus auf dem Boden des Mittelalters ſteht, und 
daneben ein vollkommen conſtitutioneller Staat, wie z. B. Braunſchweig; das 
iſt kein homogenes Verhältniß. — Für den Zollverein z. B. brauchen wir kein 
beſonderes Parlament, wir brauchen kein Geſetz dafür, ſondern nur Verkehrs⸗ 
freiheit. Mit Bezug auf die Juſtizpflege iſt gewiß eine allgemeine Gerichts⸗ 


ordnung durchaus wünſchenswerth; als aber auf dem Juriſtentage ein dau⸗ 


erndes Parlament dazu gewünſcht wurde, habe ich mit allen Kräften dagegen 
gewehrt; das würde nur ein Schein ſein, da es keine Macht hat; allgemeine 
Geſetze kann man auf anderem Wege herſtellen, wie es z. B. mit dem allge⸗ 
meinen deutſchen Wechſelrecht geſchehen iſt, durch gemeinſame Commiſſionen 
von Sachverſtändigen ꝛc. Und nun denke man ſich noch ein Parlament, von 
dem die Beamten ausgeſchloſſen ſind, das würde wohl ſehr wenig Urtheil 
über ſolche Sachen haben (Heiterkeit); das könnte doch hoͤchſtens das Geſetz 
annehmen oder ablehnen; Amendements möchte ich von einem ſolchen Parla⸗ 
ment nicht gern ſtellen laſſen. (Heiterkeit. ) 

Nein, m. H., das heißt den Namen Parlament miß brauchen; was der ſo⸗ 
* Verfaſſungsentwurf will, iſt kein Parlament, keine Centralgewalt, 
ein Bundesſtaat, ſondern nur die Neutraliſirung eines großen mächtigen 

be Staat und die 


kleinen Mächte willig waren, an Preußen die Militärhoheſt re und 


gl men, der 


griff getroſten Muthes erwarten zu können. 
nicht, um auf 
Bunde hinzuwirken, aber i 
der Meinung bin, daß wir unſere Bereitſchaft dazu zu erkennen geben müſſen, 
die Verfaſſung zu ändern, wenn Zeit und Umſtände den Beitritt Süddeutſch⸗ 
Ye eſtatten, wenn nämlich die ſüddeutſchen Regierungen = Dpfern an 
er 
tipathien und Vorurtheilen, die wir ja unſererſeits ebenfalls bringen mußten. 


in der Ueberzeugung, daß dieſe Länder, wenn ſie auch jetzt noch eine natur⸗ 
gemäße Abneigung fühlen, ſich doch bald behaglich fühlen werden; wir 
daran aber die ausdrückliche Bedingung geknüpft, daß dieſe Länder nicht in 
abſoluter Union, ſondern durch die preußiſche Verfaſſung mit uns verbunden 
fein ſollen, und wir haben vertrauensvoll der Regierung die Friſt bis zum 
1, October 1867 bewilligt, die nothwendig iſt, um die Länder in unſere Ver⸗ 
faſſungszuſtände überzuleiten. Meine Herren! Nehmen Sie jetzt den vorlie⸗ 
genden Verfaſſungsentwurf an, fo it die preußiſche Verfaſſung nicht mehr 
vorhanden. Sie haben dann jenen Ländern die Verfaſſung nur in Ausſicht 
geſtellt, aber nicht gegeben, und gewähren ihnen auch kein anderes Aequivalent 
dafür. — Dieſe Bedenken find von großer Wichtigkeit und die Regierung 
ſollte ſich dieſe Frage zweimal vorlegen, ob, da ſie auf einen Widerſtand der 
Abe pie r nicht zu rechnen hat, ſie nicht den correcten Weg gehen, ſich 
über dieſe Vorſchläge mit den Regierungen einigen und uns dann eine andere 
Vorlage machen will. 5 

Schaffen Sie eine Centralgewalt mit verantwortlichem Minifterium und einen 
eigentlichen Bundesſtaat, dem alle Süddeutſchen beitreten können; ſtellen Sie 
ein wirkliches Parlament auf, kein Scheinparlament, kein Poſt⸗ oder Tele⸗ 
graphen⸗ oder Zoll⸗Parlament, dann ſchaffen Sie ein Werk, das wohl aller⸗ 
dings noch unvollkommen iſt und deshalb nicht ewig beſtehen kann, aber doch 
auf einige Dauer reelen Anſpruch hat. (Beifall.) 5 gehöre nicht zu den⸗ 
jenigen, die, wenn Sie nicht Alles, was Sie wünſchen, erreichen konnen, 
lieber gar nichts wollen, ſondern ich bin der Anſicht, daß, wenn der größte 
deutſche Staat, der daraus entſtanden iſt, daß er eine Menge kleine Souve⸗ 
ränitäten, geiſtige und weltliche, aus der Welt geſchafft hat, ſich bergröbent, 
auch hierdurch für die Einheit Deutſchlands gearbeitet wird; und ich bin fer⸗ 
ner der Anſicht. daß ein wirkliches einiges Deutſchland nicht erreicht werden 
kann, fo lange der öſterreichiſche Centralſtaat beſtebt. Allerdings wird dieſen 
wohl Niemand für ewig halten; fällt er dadurch, daß Ungarn davon getrennt 
wird, wohl fo gehören Böhmen, Mähren und Deutſch⸗Oeſterreich zu Deutſch⸗ 
land, und das viele Blut, das jetzt wieder in Böhmen gefloſſen iſt, wird 
dann auch in dieſer Beziehung fruchtbringend ſein. Es muß aber auch jenen 
Völkern in Böhmen ꝛc. klar ſein, daß ſie Recht und Gerechtigkeit bei uns fin⸗ 
den, und alle Zwieſpalte, die dort herrſchen, werden ſich leicht beilegen laſſen, 
wenn wir eine conſtitutionelle Regierung des deutſchen Geſammtſtaates haben 
werden. Die Idee: „das ganze Deutſchland ſoll es ſein!“ iſt gewiß berech⸗ 
tigt; für's Erſte aber können wir zufrieden ſein, wenn wir einen großen 
Staat von 30 Millionen als freiheitlichen Staat hinſtellen können. Wir 
brauchen unſere Träume für die Zukunft nicht aufzugeben, dürfen aber vor 
lauter Zukunftsträumen die Gegenwart nicht vergeſſen. Der große Staat iſt 
conſtituirt auf dem Boden der Macht; dieſem Boden der Macht müſſen wir 
die Weihe geben dadurch, daß wir die Verfaſſung zu einer wahrhaft conſtitu⸗ 
tionellen machen. — Wenn das nicht geſchieht, kann ich ſie nicht annehmen. 
Es wird uns nun entgegengehalten: Was ſoll denn aber geſchehen, wenn 
der Bund nicht zu Stande kommi? Ich bin darüber gar nicht zweifelhaft, 
Die Militär⸗Bündniſſe find geſchloſſen, und wir hören alle Tage, daß noch 
ſpecielle Militär⸗Condentionen mit den Kleinſtaaten abgeſchloſſen werden: die 
Kleinſtaaten ſind ja in der Nothwendigkeit dazu. Wir werden alſo eine Mi⸗ 
litär⸗Einheit erreichen können, ohne conſtitutionelle Rechte aufgeben zu müſſen. 
— Ein Parlament, das kein Recht hat, muß man nicht wollen. Ich wünſche 
dringend, daß eine ſolche Verſammlung zu Stande komme, deren Rechte aber 
. ſein müͤſſen in wirklicher und genügender Weile. Wenn Sie hierzu 
eitragen, m. H., dann können Sie der Zuſtimmung nicht nur der einzelnen 
Landtage, ſondern des ganzen Volkes, der Zukunft, der Geſchichte gewiß fein, 
(Beifall links.) 

Abg. Miquel (für den Entwurf): Meine Herren, die Lage, in der wir 
uns befinden, iſt neu und originell; fie muß aus ſich ſelbſt begriffen werden, 
deshalb werde ich weniger von Preußen und der preußiſchen Verfaſſung, als 
von Deutſchland und der deutſchen Verfaſſung ſprechen. (Bravo!) Die Ent: 
wickelung der gegenwärtigen Lage hat nicht den idealen Begriffen entſprochen, 
die man in Deutſchland hegte; nicht durch geiſtige uinftzengungen, ſondern 
durch Gewalt und Krieg iſt der Boden für den norddeutſchen Bund geſchaf⸗ 
fen. Viele Ideale ſind zerſtört, viele Hoffnungen zu Schanden geworden, 
und der Entwurf der Verfaſſung rauh und eckig, wie die Lage, aus der er 
entſprang, genügt in der That weder den Hoffnungen noch theoretiſchen 
Idealen, er ſchafft weder den Einheitsſtaat, noch den Bundesſtaat, noch den 
Staatenbund; er iſt in Wahrheit völlig originell. Ich will daher nicht ver⸗ 
ſuchen, den Entwurf aus theoretiſchen Idealen zu kritiſiren, ſondern nur die 
Kritik der praktiſchen Brauchbarkeit an ihn legen, gleichviel, wie er ſonſt aus⸗ 
ſieht. Meine Herren! Ich kann zunächſt unmöglich dem Vorredner zuſtim⸗ 
für den norddeutſchen Bund größere verfaſſungsmäßige Garantien 
verlangte, als ſelbſt in einer Verfaſſung, die ganz Deutſchland umſchloͤſſe, 
niedergelegt werden müßten. Der Entwurf gebt in vielen Dingen über die 
Reichsverfaſſung von 1849 hinaus. Die Beſtimmungen über die einheitliche 
Heeresmacht und Marine laſſen ſich mit dem correcten, wiſſenſchaftlichen Bun⸗ 
desſtaate nicht vereinen. Nichtsdeſtoweniger acceptire ich fie, weil fie praktiſch 
nothwendig find. Andererſeits enthält der Entwurf Vieles, was mehr dem 
Staatenbunde als dem Bundesſtaate entſpricht. Wenn lediglich ein Majori⸗ 
tätsbeſchluß den Willen der Centralgewalt kundgiebt, wenn eine eigentliche 
Centralgewalt alſo gar nicht conſtituirt iſt, wenn den einzelnen Staaten das 
Recht der diplomatiſchen Vertretung gelaſſen iſt, wenn den einzelnen Mitglie⸗ 
dern das Recht der eigenen legislatoriſchen Deingnib nicht unterſagt iſt, dann 
entſpricht dies Alles mehr dem Staatenbunde. ir praktiſchen Politiker wollen 
aber deshalb den Entwurf nicht tadeln. Wir wiſſen ſehr wohl, daß die diplo⸗ 
matische Vertretung der einzelnen Staaten in ſich unſchädlich iſt und fie ohne 
jeden Nutzen ziemlich koſtſpielig ausfällt, fo werden die verſchiedenen Landes: 
vertretungen bald genug nicht mehr Geld fortwerfen wollen für ſolche unnütze 
Berichterſtatter von Hofneuigkeiten (Heiterkeit und Zuſtimmung), die Geſetz⸗ 
gebung der einzelnen Staaten aber wird ſich immerhin nach der Bundes⸗ 
gefebgebung richten müſſen und in gleicher Art ſchwinden die übrigen Bes 

enken. 

Was den Bund ſelbſt und ſeine räumliche Ausdehnung, wie die Frage 
anbetrifft, ob es gerechtfertigt ſei, daß der Bund blos Norddeutſchland um⸗ 
faßt und den Süden Deutſchlands ausſchließt, jo muß ich freilich geſtehen, 
daß uns die Mainlinie wie ein Geſpenſt erſchien und daß uns der Dualis⸗ 
mus um Vieles gefährlicher vorkam als der Föderalismus. Nun aber haben 
wir die Mainlinie, das Geſpenſt iſt wirklich geworden und hat eben deshalb 
für uns aufgehört, Geſpenſt zu ſein; ja ich wage das Wort, daß wir jetzt 
die Mainlinie als eine heilſame Nothwendigkeit anſehen. (Sad wie n Die 
Mainlinie iſt ja nicht eine Scheidelinie zwiſchen Nord und Süd wie etwa eine 
Grenzlinie zwiſchen Preußen und Oeſterreich etablürt wird, nein, meine Herren, 
wir betrachten die Mainlinie gewiſſermaßen nur als Halteftelle, wo wir Athem 
ſchöpfen, Waſſer und Kohlen einnehmen, um demnächſt weiter zu gehen. (Leb⸗ 
haftes Bravo, in das auch Graf Bismarck einſtimmt; Ziſchen ſeitens der par⸗ 
ticulariſtiſchen Elemente.) Meine Herren, wir haben eine Verſaſſung für den 
norddeutſchen Bund zu machen; nicht ein tbeoretiſches Werk der Zukunft, 
ſondern ein praktiſches Werk der Gegenwart. Wir können nicht wiſſen, wann 
der Süden eintreten wird und dürfen alſo bei dieſem Verfaſſungswerke darauf 
nicht rückſichtigen. Der Bund, den wir ſchaffen, muß ein definitiver ſein. 
Täuſchen wir uns auch darin nicht, daß wir den Süden nicht locken werden, 
wenn in unſere Verfaſſung dieſe oder jene Fin ders Beſtimmung aufge: 
nommen wird. Wenn ihn das nicht lockt, daß jetzt der Anfang gemacht wird 
zur Realiſirung des Ideals der deutſchen Einheit, wenn die geſicherte Stellung 
dem Auslande gegenüber ihn nicht anzieht, wenn die Bande der gemeinſamen 
Sprache und Bildung nicht mächtig ſind, dann, meine Herren, wird auch 
Alles machtlos bleiben, was wir an Rechten und Freiheiten in den Entwurf 
aufnehmen könnten. Glauben Sie mir, nur die Errichtung eines machtvollen 
Staates, der nach allen Seiten hin Sicherheit gewährt und der die Außen⸗ 
bürger ſchon jetzt ſchützt, kann uns Süddeutschland erobern. Ich halte den 
Verfaſſungsentwurf in dieſer Beziehung für genügend; dennoch bin ich nicht 
ganz davon befriedigt, daß Süddeutſchlands gar nicht erwähnt wird. Der 
Nitolsburger Friede derſezte uns zwar in eine ähnliche Lage wie fie für 
Italien durch den Frieden von Billafranca geſchaffen wurde, indeſſen wiſſen 
wir 15 daß Italien über dieſen Frieden zur Tagesordnung überge⸗ 
gangen iſt. 

enn dies aber Italien vermochte, das blos durch fremde Hilfe ſiegte, 

ſo werven wir, die durch eigene Kraft ihre Gegner ſchlugen, über die Beſtim⸗ 
mungen des Nikolsburger Friedens gleichfalls zur Tagesordnung übergehen; 
das Ausland wird uns wahrlich nicht daran verhindern. Ich vertraue zwar 
darauf, daß die großen Staatsmänner des Auslandes unfer Recht, uns felbit 
zu conſtituiren, nicht antaften werden, und daß der Kaiſer der Franzoſen, 
deſſen Erklärungen an Deutlichkeit und Offenheit nichts zu wünſchen übrig 
laffen, die Leidenſchaften niederzuhalten, die ja ſtets dem franzöſiſchen Volke 
zum Verderben ausgeſchlagen ſind; wenn man doch feindlich gegen uns auf⸗ 
treten will nun dann haben wir Wehr und Waffen genug, um dieſen An⸗ 
} Im Uebrigen fage ich dies Alles 

den ſofortigen Beitritt Süddeutſchlands zum norddeutſchen 
glaube dies ins Auge faſſen zu müſſen, weil ich 


duveränetät geneigt find und das l Volk zu Opfern an An⸗ 


i li R 
desraths und der ser ee W eichstag 


* N * 0 S SE Te le 
* — un > 5 n 
* * 7 U 


e 


E 


PR Competenz ndes mir genügt, 
ſo 5 i im. Agen en auch hier 2 9 Der Bund 


ergangenbeit dagegen und wir werden gan klar ſehen, welch 


undesrath ſich das Recht vorbehält, allein über Verfaſſungsordnungen zu 
entſcheiden? Darauf erwarte ich Auskunft. (Graf Bismarck macht ein ver⸗ 
neinendes Zeichen.) Ich glaube aus der Miene des Herrn Präſidenten des 
Bundesrathes leſen zu können, daß dieſe nen we falſch iſt und freue mich 
aufrichtig darüber, denn ich bin nicht als unzufriedener und nergelnder Kris 
titer hergekommen. Aber jetzt komme ich zur Laſteneintheilung und hier iſt 
mir der Entwurf nicht genügend. Mein Neal ift weder die preußiſche noch 
die braunſchweigiſche Verfaſſung. Ich verlange, daß den maßvollen und cor⸗ 
recten Bedürfniſſen des Kerns der Nation genügt wird, wo man ſie noth⸗ 
wendig braucht. Ein Reich kann durch Gewalt gegründet werden, aber es auf 
die Dauer zu beherrſchen ohne die freudige Zuſtimmung der Nation, das iſt 
heute wie ehedem unmöglich. Die Bundesverfaſſung eliminirt in militäriſchen 
Dingen offen das Ausgabebewilligungsrecht und verſucht es in verſchämter 
Weiſe bei der Marine. Es führt eine Laſtenvertheilung ein, die allen national⸗ 
ökonomiſchen Grundſätzen in's Geſicht ſchlägt, die auf den mittelalterlichen 
Steuermodus zurückgreift, die mit einem Worte eine Kopſſteuer iſt. Das iſt 
unmöglich. Hunderttauſend Bremer und bunderttauſend Bewohner des Thürin⸗ 
ger Waldes gleich beſteuern, das kann nicht richtig ſein. Wir brauchen eine 
Reichsſteuer. Erſt dieſe begründet die volle wirthſchaftliche Einigung der Nas 
tion, wie fie dazu beitragen wird, in der Steuergeſetzgebung der einzelnen 
Staaten eine Reform herbeizuführen. Die Matricularumlage aber wird die 
einzelnen Budgets in unheilbare Verwirrung ſtürzen. Allerdings kann die 
Reichsſteuer nicht ſofort eingeführt werden. Für die erſten Jahre wird die 
Matricularumlage nöthig ſein, weil der Bund Mittel gebraucht. Indeſſen 
müſſen wir eine Garantie haben, daß die Reichsſteuer, ſobald es thunlich iſt, 
eingeführt wird. Was das Normalbudget anbetrifft, fo könnte man jagen, 
daß das Budget in dieſer Form nicht blos gegen das Parlament, ſondern 
vielmehr gegen die Repterungen ſichergeſtellt werden ſoll, und daß ein Normal 
budget, wenn es in einem Einheitsſtaate auch it in einem Bundes⸗ 
ftaate doch nothwendig ſei. Dieſe Anſicht kann ich nicht theilen. 

M. H.! Wir, meine Freunde und ich, find entſchloſſen, jedes Opfer, ſelbſt 
an Freiheit zu bringen, wenn es nöthig fein ſollte, um den Bundesſtaat zu 
gründen (Bravo rechts), aber wir läugnen, daß dazu Opfer in dieſem Maße 
nothwendig ſind. Wenn dieſer Bundesſtaat nicht wie der ſelige Bundestag 
particulariſtiſchen Intereſſen dienen, ſondern Überall als wahrer Bundesſtaat 
die nationalen Intereſſen fördern ſoll, dann muß er auch das Bud 
ertragen können und man darf im Uebrigen Do vertrauen, daß das Par⸗ 
lament die Rechte, die man ihm giebt, nur dazu benutzen wird, die Einheit 
zu ſtärken. M. H.! Bedenken Sie wohl, daß jene particulariſtiſchen Elemente, 
welche ſich hinter der Phraſe der Freiheit verſtecken, während fie blos ihre 
particulariſtiſchen Intereſſen im Auge haben (Bravo und Ziſchen), noch lange 
an manchen Orten die Oberhand behalten werden, und votiren Sie eben 
halb für die wahre Freiheit. Ein Parlament ohne Rechte wird unmäßig ſein 
in feinen Forderungen und revolutionär in den Mitteln, fie durchzusetzen, ein 
Parlament mit Rechten aber ift ſich ſeiner Verantwortlichleit bewußt und de- 
halb conſervativ und mäßig. Wir müſſen Institutionen ſchaffen, die den freien 
Bürger und den freien Bauernſtand befriedigen, denn auf dieſen beruht die 
materielle Macht des Staates, und thun die Regierungen dies nicht, ſo ſtoßen 
ſie ihre beſten Bundesgenoſſen von ſich. Wir, die wir zu der preußiſchen 
er — . en; als die eee, jahre ang 
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gr Reformator wiederholen: 


Volke Rechte vorzuenthalten, von denen 


Verfaſſung. . rechts.) Das Eigenthümliche der deutſchen Nation 
es Individuellen ul 


und gegen die Verfafjung durchgeſetzt hat, wird auch über die Ablehnung 
des Entwurfs e an ae je a 
mir, wenn auch nicht an er an hoher e eine Aeußerung 5 
dacht hat, als Mißbrauch einer Stelle der heiligen Schrift. Ader ich kann ſie 
hier nur wiederholen: „Was hilſe es Preußen, wenn es die ganze Welt ges 
wänne und näbme doch Schaden an feiner Verfaſſung?“ ' 
Abg. Dr. Gerber (für die Vorlage): Es iſt ein neuer Weg, den wir zu 
beſckreiten haben, ſtatt der Ideologie iſt es der Standpunkt der Thatſachen, 
deren Spur zu betreten wir eingeladen werden, Thatſachen der gewaltigſten 
Art, die im vorigen Jahre geſchehen find und deren Product der vorli 
Entwurf iſt. Es iſt eine patriotiſche Pflicht, ſich ihnen zu EU zu 
acceptiren und ſie für das Vaterland zu verwerthen. Entwurf, für den 
es keine Analogie giebt, hat allerdings ſeine großen Mängel in der formellen 
Organiſation des Bundespraſidiums, dem ſchwankenden 9 een 
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ſamkeit Schranken für den Ausbau ſeiner Verfaſſung gezogen haben. Ich 
theile die Austellungen und Reſervationen, die durch nen wer⸗ 
den, aber ich möchte nicht die Verantwortlichkeit auf mich laden, mich prin⸗ 
2. in Oppoſition mit ihm zu ſetzen. Er fol Deutſchland den Frieden 
edergeben, einen feſten Rechtsboren in Deutſchland herſtellen, der gewerb⸗ 
57 t ein großes Gebiet ſichern und die Verbindung mit dem Süden 
ermöglichen. Dieſe Ziele können wir nicht alle auf einmal und heute er⸗ 
reichen, aber es iſt auch nicht unſere Aufgabe, die Arbeit 18 Nachfolger 
zu anticipiren, ſondern wir können ihnen getroſt die ihrige überlaſſen. (Beifall. 
Abg. Dr. Ree (gegen die Vorlage): Eine Verſtändigung iſt unmögli 
mit denen, die von den Grundſätzen abſehen und nur den Thatſachen huldigen, 
wie mit denen, die nur von ihren Ideen beherrſcht werden und die Thatſachen 
nicht fehen. Die erſtere Klaſſe iſt von den Thatſachen berauſcht, dachte vor 
einem Monat anders als heute und wird nach einem Monat wieder anders 
denken. Die Vertreter der zweiten hätten gar kein Mandat annehmen duür⸗ 
fen, um hier die Verfaſſung des Bundes zu derathen, auch die Particulariſten 
nicht, die nur hergekommen ſind, um zu proteſtiren. Alle übrigen Mitglieder 
können ſich verſtändigen. Denn wir bilden hier nicht Parteien in gewohnter 
Weiſe und figen nicht nach unſeren Meinungen, können es auch nicht. Denn 
allen anderen Parlamenten ſteht nur ein Ziel vor, die Freiheit und die Rechte 
des Landes zu wahren; darnach theilt ſich die Rechte von der Linken. Bei 
uns aber wirken zwei Ziele, die Einheit und die Freiheit, verwirrend ein und 
die Annäherung an das Eine ſcheint Vielen eine Entfernung vom Andern. 
Die Frage, welches das Höhere ſei, iſt eine mäßige. Natürlich muß der Staat, 
wie der einzelne Menſch, erft die nöthige Selbſtſtändigkeit haben, um eine 
Lebensrichtung einzuſchlagen und auszufüllen; aber für den Staat find die 
Inſtitutionen der Freibel das einzige Mittel, um ſeine Zwecke zu erreichen. 
Das iſt die wahre Urſache des Preußenhaſſes; der Haß gegen den preußiſchen 
Staat, das preußiſche Volk eriftirt nürgend, ſondern nur ein Haß gegen das 
zeitige Miniſterium und das abſolutſſiſche Regiment. (Unterbrechung rechts.) 
a, m. H., laſſen Sie es mich offen ausſprechen: ich bin Republikaner, 
und wenn ich dennoch für den Anſchluß meiner Stadt an den von Preußen 
geleiteten Bund bin, ſo mögen Sie daraus den Ernſt erſehen, mit dem wir 
uns dieſer Sache hingeben. Umgekehrt mag es in den neuerworbenen Pro⸗ 
binzen Proſelyten geben, die nach Proſelytenart preußſcher ſind als die alten 
Preußen. Wir ſind dankbar gegen Preußen, aber nicht blos gegen Preußen; 
man denke doch, was beiſpielsweiſe Baden für außerordentliche Vordienſte ſich 
um Deutſchland erworben hat! Es war zuvor bon dem Schutz Deuiſchlands 
gegen Frankreich die Rede, obwohl nur Dynaſtien ſich bedrohen, nicht die 
Volker, es ſei denn, daß man fie verhetzt. Aber nichts ſchützt gegen einen 
ſolchen Zuſammenſtoß ſicherer als ein wirkliches deutſches Parlament, deſſen 
Sprache die Kraft hat, den Frieden der Völker zu erhalten. Sollte es aber 
zum Ka kommen, ſo hat der freie Staat den größten Vortheil über den 
abſoluten: Roßbach erregte Jubel in Frankreich, weil es wußte, daß mit 
Friedrich dem Großen die Freiheit ſiegte. Sie iſt jetzt recht unpopulär, dieſe 
Freiheit, ja ſie wird als Ideologie von den Realpolitikern verhöhnt, als o 
nicht die Ideen das Allerrealſte auf der Welt wären. Die Freibeit ſoll ein 
Luxus ſein, als ob nicht mit demſelben Recht Gerechtigkeit und Tugend ein 
Luxus genannt werden könnten. 
Wie ſteht nun die Freiheit zum Entwurf der Verfaſſung? Wer da glaubt, 
daß ſie nach der Einheit gewonnen werden könne, befindet ſich in einer ent⸗ 
A en Täuſchung, wenn der Entwurf, wie es hier der Fall iſt, den Mord 
r Inſtſtutionen der Mitglieder der Bundes bedeutet. Obwohl Republikaner, 
lege ich doch auf die für wenige Hunderttauſend giltige 1 Be 
Vaterſtadt nicht den Werth, wie auf die Erhaltung der für 25 Millionen 
geltenden Verfaſſung Preußens, deſſen im Kampf wie in der Debatte tapfer 
ausharrendes Volk wir bewundern. Wie ohne Budgetrecht, ohne Miniſter⸗ 
veerantwortlichkeitsgeſetz eine Bundesvertretung beſtehen ſoll, dafür habe ich 
kein Verſtändniß. Wer weniger verlangt, wir immerhin ein ehrenwerther 
in freier Mann tft er nicht, und ich will lieber den nackten Ab- 
en, als den Verzicht auf unſer Recht freiwillig zugeſtehen. 
wir den ur Verſtändigung, und wenn von ſcharf conſervativer 
55 Ne liberaler Seite gleich rückhaltslos verfahren wird, fo werden wir 
nden. . 
„Abg. WagenersNeuftettin (für die Vorlage): Die Regierung muthet uns 
nicht den Verzicht auf unſere Rechte zu, ſondern ihre Ausübung mit Rüdfiht 
auf die Thatſachen. Allerdings iſt der Entwurf keine zweite Copie der bel- 
giſchen Verfaſſung, ſondern durchaus neu: wo ſonſt Grundrechte ſtanden, lieſt 


man Xarifbeitimmungen für Koblen und Hülſenfrüchte. Das mag jehr pro⸗ 
N 2 nüchtern fein, aber dieſe nüchterne Proſa wird zur Wirklichkeit, 
und w 
Entwurf iſt der concrete Niederſchlag weltgeſchichtlicher Thatſachen denen die 
(sur Linken) folgen werden und folgen müſſen, ſei es in vier Wochen oder 
pater, und die Frage ift nur, ob mit gutem oder böjem Gewiſſen. Was das 
Budgetrecht und fpeciell den Militäretat betrifft, fo hätte ich geglaubt, daß 
die letzten fünf Jahre die preußiſchen Abgeordneten hätten lehren müſſen, dies 
Capitel als ein n:li mo tangere zu behandeln, mit dem man nur durch 
Compromiſſe fertig wird. In dem Vorſchlage einer Contingentirun auf 
Grund gewiſſer Einnahmen dann ich nichts Freiheitswidriges finden, vielmehr 
kann der norddeutſche Bund in Kies jetzigen Faſſung keine andere Mililär⸗ 
Nein en ertragen, und wer jenen verwerfen will, wird folgerecht gegen 
dieſe Oppofition machen. Die jährliche Bewilligung des Militäretats, in die 
Verfaſſung des Bundes aufgenommen, beißt nichts Anderes, als ihn und den 
ihm zu Grunde liegenden Vertrag auf jährliche Kündigung ſetzen. Auch das 
empfohlene Uebergangsſtadium, das ſo lange dauern kann, bis die Einrich⸗ 
unverrückbar den ſind, lehne ich ab. . 
Mitt 22 jelbititändigen Regierungen iſt nicht anders, als durch Contin⸗ 
Penkirung auf die Dauer zu berhandeln. Der Abgeordnete Tweſten hat ge⸗ 
age, der Bundesrath ſchließe die parlamentariſche Regierung aus und damit 
Baleic auch die parlamentariſche Vertretung. Dieſen Charakter wird der 
und erſt gewinnen, wenn er ſich entwickelt; denn das Parlament kann nicht 
weiter reichen, als die Einheit, aber fo weit kann es wirklich reichen. In 
dieſen Gedanken wird ſich die liberale Partei finden müſſen, wie die conſer⸗ 
vative auf viele ihrer Anſchauungen verzichtet hat, um der neuen Arbeit auf 
dem Boden der Thatſachen gewachſen zu ſein. Ich halte es für meine Pflicht, 
von dieſer Stelle aus offen und rückhaltslos die Hoffnung auszusprechen, daß 
die kleineren deutſchen Fe länger deſto mehr begreifen werden, warum 
ein Lord Derby mehr in der Welt bedeutet als einer von ihnen, und daß die 
f von England zur rechten gu ihre Stellung im einheitlichen Staat ger 
ſucht und an baben. Der Abg. Waldeck ſetzt den norddeutſchen Reiche. 
tag ohne d berab, wenn er ihn ein Holle und Telegraphen⸗Parlament 
nennt. 36 babe in einer Thronrede geleſen: „Die Gegenfäge der Parteien 
erlöſchen in der Unerme t des allgemeinen Stimmrechtes. Auch unſere 
kleinen Partei⸗Unterſchiede mit den Scharmützeln, die uns ergbtzen, werden 
erlöſchen in der Unermeßlichkeit des allgemeinen Stimmrechtes“. Was die Weli 
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die des Bundes vinculirt werden ſoll. echte aufzugeben mit Rückſicht auf 
den ſpäteren Ausbau der Verfaſſung iſt mir unmöglich. Sollten durch die 
Specialberathung weſentliche Aenderungen hineingetragen werden, ſo werde ich 
den verbeſſerten Entwurf mit Freuden annehmen. 

Ein Antrag auf Vertagung wird angenommen. Präſident Simſon, 
der während eines Theiles der Sitzung durch den Vicepräſidenten Herzog 
v. Ujeſt vertreten wurde, zeigt an, daß im Laufe der Sitzung die Abg. Rü⸗ 
ding und Dekowski (ſo wurden die Namen im Geräuſche des Aufbruches 
verſtanden) eingetreten ſind. 

Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr (Fortſetzung der allge⸗ 
meinen Discuſſion über den Verſaſſungs⸗En wurf) 


Berlin, 9. März. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
Bau⸗Ratih Hamann zu Görlitz den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit 
der Schleife, dem Legations⸗Rath Bucher den rothen Adler⸗Orden bierter 
Klaſſe, dem Bezirks⸗Vorſteher und Bürger⸗Deputirten, Tiſchlermeiſter Carl 
Hoene zu Berlin den königlichen Kronen Orden vierter Klaſſe, dem Stabs⸗ 
Horniſten Demuth vom 2. Schleſiſchen Zäger-Bataillon Nr. 6 das Kreuz 
der vierten Klaſſe des königlichen Hausordens von Hohenzollern und dem bis⸗ 
herigen Gefreiten im 4. Brandenburgiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 24 
Keie da von Mecklenburg⸗Schwerin) Auguſt Rothacker zu Storbeck, im 

reiſe Ruppin, die Rettungs⸗Medaille am Bande verliehen; den früheren 
außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am königlich wür⸗ 
tembergiſchen Hofe, Kammerherrn Freilerrn von Canitz und Dallwitz, in 
derſelben Eigenſchaft bei Ihrer Majeftät der Königin von Spanien beglaubigt; 
den bisherigen Geſandten in Stockholm, Kammerherrn Freiherrn von Ro⸗ 
jenbe ER allerhöchſtihrem außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter am königlich würtembergiſchen Hofe, ſowie den bisherigen Land⸗ 
rath des Kreiſes Wetzlar, Guſtav Friedrich Heinrich Paul von Dieſt, zum 

räſidenten der Regierung zu Wiesbaden und den Civil⸗Adminiſtrator für 
kurheſſen, Regierungs⸗Präſtdenten von Möller, zum Präſidenten der Re⸗ 
gierung zu Kaſſel ernannt und denſelben zugleich beauftragt, einſtweilen die 
. 1 eines Ober⸗Präſidenten für die Regierungsbezirke Kaſſel und 
Wiesbaden wahrzunehmen, und den bisherigen Dr. der Pbilssophie und Me⸗ 
dicin Lothar Meyer zum Profeſſor der Naturwiſſenſchaften bei der Forſt⸗ 
Akademie zu Neuſtadt⸗Eberswalde ernannt; ferner dem Ober⸗Berg⸗Rath 
79155 . zu Wiesbaden den Charakter als Geheimer Berg⸗ 

ath verliehen. ! 

Der Modellmeiſter Taubert it zum Oekonomte⸗Inſpector bei der königl. 
Porzellan⸗Manufactur unter Beilegung des Charakters als Ober⸗Inſpector 
ernannt worden. 

Der Finanzminiſter macht bekannt, daß am 28. Februar d. J. 3,820,400 
Thaler in Darlehne⸗Kaſſenſcheinen in Umlauf geweſen find. 

Die Ziehung der 3. Klaſſe 135. königl. Klaſſen⸗Lotterie wird am 18. März 
d. J., Morgens 8 Uhr, im Ziehungs⸗Saale des Lotterie⸗Gebäudes ihren An⸗ 


bl fang nehmen. — Die Erneuerungs⸗Looſe ſowie die Freilooſe zu dieſer Klaſſe 


ſind nach den 88 5, 6 und 13 des Lotterie⸗Planes, unter Vorlegung der be⸗ 
üglichen Looſe aus der 2. Klaſſe bis zum 14. d. Mts., Abends 6 Uhr, bei 
erluſt des Anrechts einzulbſen. t 

erlin, 9. März. [Se. Majeſtät der König] nahm heute 
militäriſche Meldungen und darauf die Vorträge des Militär⸗ und Civil⸗ 
Cabinets entgegen. Um 3 Uhr wurde der Fürſt Ludwig zu Bentheim 
in beſonderer Audienz empfangen. — Ihre Majeſtät die Königin 
geruhte geſtern dem als Commiſſar im Auftrage des Central⸗Vereins 
für verwundete und erkrankte Krieger zur Pariſer Weltausſtellung ge⸗ 
wählten Profeſſor Dr. Gurlt eine Audienz zu erthellen. — Beide könig⸗ 
liche Majeſtäten erſchienen auf der Abend⸗Geſellſchaft im Kriegsmini⸗ 
ſterium. St. ⸗A.) 


( 
Berlin, 10. März. [Umtlihes.] Se. Majeſtät der König 


wohnten heute um 10 Uhr dem Gottesdienſte im Dome bei. — Um’ 


12 Uhr empfingen Se. Majeftät den Miniſter Grafen zu Eulenburg, 
um 3 Uhr eine Deputation aus der Stadt Osnabrück und ertheilten 
hiernach dem bisherigen herzoglich braunſchweigiſchen Geſchäftsträger 
Freiherrn von Loehneyſen eine Abſchieds-Audienz. — Gegen 5 Uhr fahren 
Se. Maſeſtät nach Charlottenburg zum Diner bei Ihrer Majeſlät der 
Königin⸗Wittwe. — Se. königliche Hoheit der Kronprinz begab ſich 
vorgeſtern Früh 10 Uhr nach Potsdam zur Beſichtigung von vier Com: 


und erſchien Abends auf der Soiree des Kriegsminiſters von Roon. 
5 (Staats⸗Anz.) 

[Zur Tageschronik.] Die Vermählungsfeier des Grafen von 
Flandern mit der Prinzeſſin Marie von Hohenzollern wird, wie 
man mit Beſtimmtheit erfährt, am 25. April am hieſigen Hofe ſtatt⸗ 
finden und von glänzenden Feſtivitäten begleitet ſein. 

Dem Könige iſt in dieſen Tagen ein Schreiben aus Kanſas (Nord: 
amerika) zugegangen, in welchem ein dortiger Anſiedler — ein Amerikaner 
— ihn bittet, ihm doch über die Einrichtung des preußiſchen Schul⸗ 
weſens ſehr genau und ausführlich zu ſchreiben, da man in Kanſas das 
Schulweſen organifiren wolle. Gleichzeitig bittet der Briefſchreiber den 
König, ihm bei dieſer Gelegenheit doch mitzutheilen, ob es wahr ſei, 
daß er (der Briefſchreiber) in Angermünde geboren ſei, was ſeine Mutter 
behaupte. 

In der der öffentlichen folgenden geheimen Sitzung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung am Donnerstag, 7. d. M., beſchloß 
dieſelbe, an den König zu deſſen 70. Geburtsfeſte eine Adreſſe zu 
richten, und beauftragte eine kleine Deputation mit der Entwerfung 
dieſer Adreſſe. Ebenſo wurde beſchloſſen, dem Geheimrath Bödh zu 
deſſen 60jährigem Doctor⸗Jubiläum eine Adreſſe durch eine Deputation 
der Verſammlung überreichen zu laſſen, wozu die Deputirten ernannt 
wurden. — Der Geheimrath, Profeſſor Dr. Jüngken begeht zu An⸗ 
fang April fein fünfzigjähriges Dienſtjubiläum. Wie es heißt, wird der 
gefeierte Operateur ſich dann gänzlich ins Privatleben zurückziehen. 

i (Staatsb. Ztg.) 

[Der Feldmarſchall Graf Wrangel) hat leider den Schmerz 
gehabt, noch in ſeinem hohen Alter den einzigen Sohn zu verlieren. 
Graf Friedrich Wrangel, geb. 21. Mai 1821, Lieutenant im 1. Oft: 
preuß. Landwehr⸗Regiment, iſt geſtern Früh geſtorben. (Er hinterläßt 
eine Wittwe, geb. v. Sanden⸗Tuſſainen und einen 19 Jahr alten re 

(N. Pr. Ztg. 

[Militäriſches.] Nachdem beſtimmt worden, daß das bisher zur 
Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg gehörig geweſene Oberamt Meiſen⸗ 
heim dem Oberpräſidial⸗Bezirk der Rheinprovinz, bez. dem Regierungs⸗ 
Bezirk Koblenz und die ehemals bairiſche Enclave Kaulsdorf dem 
Oberpräſidial⸗Bezirk der Provinz Sachſen, bez. dem Regierungsbezirk 
Erfurt zur einſtweiligen Adminiſtration zugetheilt werden ſollen, treten 
das Oberamt Meiſenheim zum 3. Bataillon (Simmern) 3. Rheiniſchen 
Landwehr⸗Regiments Nr. 29 und die Enclave Kaulsdorf zum 1. Ba⸗ 
taillon (Erfurt) 1. Thüringischen Landwehr-Regimentd Nr. 31 über. 

N (N. Pr. Ztg. 

[Zum Schulweſen.] Zur Beſeitigung der Uebeiftände, Wage 
aus der Trennung des Reſſorts im Volksbildungsweſen entſtehen, 
ſofern das Seminar: und Lehrerbildungsweſen vom Provinzial⸗Schul⸗ 
Collegium, das Elementar⸗Unterrichtsweſen aber von den Regierungen 
reſſortirt, iſt angeordnet worden, daß die Regierungs⸗Schulräthe alljähr⸗ 
lich zu einer Sitzung des Provinzial⸗Schul⸗Collegiums einberufen wer 
den ſollen, in welcher die gegenſeitigen Erfahrungen ausgetauſcht werden. 
Auch ſollen fie zu den alle 3 Jahr ſtattfindenden Seminar-Revifionen 
zugezogen werden. \ (N. Pr. Ztg.) 

[Aus den Fractionen.] Die e ende Vereinigung“ 
hat in ihrer vorgeſtern Abend ftattzehabten Verſammlung den Berahungs 
Entwurf der Berathung unterzogen. Mehrere Abgeordnete legten hierbei ihren 
Special⸗Standpunkt zu dem Gegenſtande dar, unter ihnen auch der Abgeord⸗ 
nete Graf Bethuſy⸗Huc. Im Allgemeinen ſprach man ſich dahin aus, 
daß es der Würde der Sache nicht eniſpreche, den Verfaſſungs⸗Entwurf en 
bloe anzunehmen, daß vielmehr eine Durchberathung der einzelnen Artikel 
geboten ſei, eine Amendirung derſelben aber ſo weit als a vermieden 


pagnien 1. Garde⸗Regiments zu Fuß ſeitens Sr. Majeſtät des Königs 


\ 


Die Fraction der Conſervativen hielt, wie bereits gemeldet, vorgeſtern 
eine Verſammlung, um zunächſt die Berichterſtatter für die einzelnen Ab⸗ 
ſchnitte des Werfaffungs Gitmurtes zu wählen. Dann trat die Fraction in 
die Discuſſion über die Wahl des Abg. Dr. Wiggers, welche den ganzen 
Abend ausfüllte. Den Vorſitz in den Fractionsverſammlungen führt der Ab⸗ 
geordnete Graf Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerode. Von der Wahl eines 
definitiven Vorſtandes, ſowie von der definitiven Conſtituirung der Fraction 
hat man bisher noch Abſtand genommen, weil der Anſchluß noch mehrerer 
Abgeordneter in Ausſicht ſteht. In letzter Zeit haben viele particulariſtiſche 
Abgeordneten der neuen Provinzen die Fracllonsverſammlungen beſucht. — 
Die Vertheilung der Referate iſt in folgender Weile geſchehen: Für die 
erſte Abtheilung, welcher das Referat der Abſchnitte 1, 2 und 13 des Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurfs übertragen iſt, haben das Referat übernommen die Abgg. 
Graf zu Eulenburg und v. Seydewitz; für die zweite Abtheilung, der 
die Abſchnitte 3, 4 und 5 der Verfaſſung überwleſen ſind, die Abgeordneten 
v. Below, v. Gottberg, v. Jagow und Wagener (Neuſtettin); für die 
dritte Abtheilung, der die Abſchnitte 6 und 10 der Verfaſſung überwieſen 
find, die Abgg. b. Holzbrinck, Graf Pückler und Dr. Schmalz; für die 
vierte Abtheilung, der die Abſchnitte 7 und 8 überwieſon find, die Abgeordne⸗ 
len Graf Lehndorff, Perſius und v. Schöning; für die fünfte Abthei⸗ 
tung, der die Abschnitte 9 und 11 überwieſen find, die Abgg. Freiherr von 
Moltke, Vogel v. Falkenſtein, Synold v. Schütz und d. Brauchitſch; 
für die ſechſte Abtheilung, der der Abſchnitt 12 überwieſen iſt, die Abgeord⸗ 
neten v. Bodelſchwingh, Dr. Köſter und v. Lavergne⸗Peguilhen, 
und für die ſiebente Abtheilung, der der Abſchnitt 14 überwieſen iſt, die Ab⸗ 
geordneten v. Wurmb und v. Auerswald. N. A. 3.) 

Kiel, 7. März. [Eidesweigerung.] Das frühere Mitglied 
der holſteiniſchen Ständeverſammlung, H. Schütt, ſowie der Müller 
Kruſe, beide in Burg (Süderdithmarſchen), haben als Bauerſchafts⸗ 
bevollmächtigte den von ihnen verlangten Eid verweigert. Es iſt den⸗ 
ſelben darauf von der Süderdithmarſcher Landvogtei eine achttägige Be⸗ 
denkzeit gegeben worden, nach deren Ablauf ſie ihres Amtes enthoben 
werden ſollen, ſofern ſie auf ihrer Weigerung beharren. (N. Pr. Z.) 

Braunſchweig, 7. März. [Der Landtag! iſt in Berathung über das 
Geſetz, die kirchlichen Verhältniffe der Katholiken betreffend, begriffen. Ans 
genommen u. A. wurden folgende wichtige Grundſätze: Die Kinder aus ge⸗ 
miſchten Ehen werden ohne Unterſchied des Geſchlechts in der Confeſſion 
des Vaters erzogen, es ſei denn, daß der Vater nach der Geburt des Kindes 
und vor der Taufe vor der Obrigkeit (Magiſtrat oder Kreisdirection) die Er⸗ 
klärung abgegeben hätte, daß ſämmtliche aus ſolcher Che hervorgehenden 
Kinder in der Confeſſion der Mutter 1 N werden ſollten; 
fugniß zu dem Uebertritt von der Confeſſion, in welcher Jemand erzogen it, 
zu einer anderen Confeſſion beginnt mit dem vollendeten 6. 88. 91 Sehe. 

ild. Ztg. 


6) 

Dresden, 7. März. [Ueber die fähfifhe Judenfrage] 
ſchreibt man der „Volkszeitung“: Bezüglich der Liebermann'ſchen Pe⸗ 
tition an den König, die Niederlaſſung der Juden in Sachſen be 
treffend, kann ich Ihnen aus guter Quelle mittheilen, daß der König 
die Chefs des Berliner jüdiſchen Handelshauſes S. M. Friedheim 
Söhne heute per Telegraph eingeladen hat, an einer Miniſterconferenz 
über dieſe Frage Theil zu nehmen. Dies Haus hat nämlich zwei be⸗ 
deutende induſtrielle Zweiggeſchäfte in Sachſen; auch ſtehen die Herren 
Friedheim beim Könige wegen ihrer Verdienſte um Hebung der ſäͤch⸗ 
ſiſchen Induſtrie in hohem Anſehen. Ich zweifle nicht, daß es dem 
Einfluſſe dieſer Herren und ihrer käufmänniſch⸗praktiſchen Auseinander⸗ 
ſetzung des Punktes gelingen wird, unſern König und ſeine Miniſter zu 


überzeugen, daß die ſächſiſche Geſetzgebung in dem beregten Punkte ge⸗ 


ändert werden müſſe. 
Oeſterre i ch. 

Wien, 9. März. [Ernennungen.] Der Kaiſer hat nachſte⸗ 
hende Handſchreiben erlaſſen: 

Lieber Freiherr v. Beuſt! Ich finde das mit Meinem Handſchreiben vom 
20. October 1860 errichtete Staatsminiſterium aufzuheben und die oberſte 
Leitung der adminiſtrativ⸗politiſchen Angelegenheiten der nicht zur ungariſchen 
Krone gehörigen Länder der Monarchie einem Minifterium zuzuweiſen, wel⸗ 
ches den Namen „Miniſterium des ne zu führen hat. — Zur 
Leitung der in Gemäßheit Meines obigen Handſchreibens bisher dem Staats⸗ 
miniſterium zugetheilt 8 Angelegenheiten des Cultus und Unterrichtes 
finde 1 ein eigenes Miniſterium zu beſtellen, welches den Namen „Miniſte⸗ 
rium für Cultus und Unterricht“ zu führen hat. — Franz Joſeph m. p. 

Lieber Graf Taaffe! Indem Ich Sie zu Meinem Miniſter ernenne, bes 
traue Ich Sie bis auf Weiteres mit der Leitung des Miniſteriums des Innern. 

Wien, 7. Marz 1867. Franz Joſeph m. p. 

Lieber Freiherr v. Becke! Ich ernenne Sie unter Belaſſung in den Ihnen 
übertragenen Functionen als Leiter des Finanzminiſteriums zu Meinem 
Miniſter. Wien. 7. März 1867. Franz Joſeph m, p. 

Der Kaiſer hat ferner mit Handſchreiben vom 8. März d. J. den 
Geh. Rath Carl Grafen v. Rothkirch-Panthen auf feine Bitte 
von der Stelle eines Statthalters im Königreiche Böhmen und unter 
Anerkennung feiner vieljährigen treu ergebenen und ſehr erſprießlichen 
Dienſtleiſtung in den bleibenden Ruheſtand verſetzt und gleichzeitig auf 
den hierdurch erledigten Poſten eines Statthalters im Königreiche Böh⸗ 
men den Statthalter im Küſtenlande Ernſt Frhrn. v. Kellersperg 
berufen. (Wiener Ztg.) 

[Baron Ebtvbs.] Ein Wiener Correſpondent der „Reichenberger Zei⸗ 
tung“ berichtet: „Eins der begabteſten Mitglieder des ungariſchen Miniſte⸗ 
riums, Baron Eötvös, begegnete auf ſeinen Reiſen in der Jugend der 
Mad. Lenormand, von welcher er ſich, mehr im Scherze, das Horojtop ſtellen 
ließ. Es wurde ihm prophezeit, daß er einſt „als großer Herr eines gewalt⸗ 
ſamen Todes ſterben werde“. Schon im dae 1848 ungariſcher Minifter, 
verurſachte ihm infolge deſſen der erſte blutige Auftritt in Peſt, bei welchem 
Graf Lamberg der Volkswuth zum Opfer fiel, einen derartigen Schrecken, daß 
er ſchnurſtrads Peſt und das Land verließ, wohin er erſt nach Beendigung 
der Revolution zurückkehrte. Heute wieder zu der Regierung berufen, konnte 
derſelbe wohl dem Andrängen ſeiner politiſchen Freunde und der Mahnung 
feines patriotiſchen Pflichtbewußtſeins nicht widerſprechen; er übernahm ein 

ortefenille, trägt ſich jedoch ſeitdem mit dergeſtalt düſtern Ahnungen, daß er 
ich keines frohen Augenblicks erfreut und außerdem auch ſeine Collegen mit 
feiner Angſt anſteckt.“ — Wir geben dieſe Mittheilung wieder, müſſen aber 
doch nach unſerer Kenntuiß von Eötpbs ſagen, daß deſſen beſonnenem und 
höchſt intelligentem Weſen ein ſolcher Aberglaube nicht ähnlich ib 

[Die bereits telegraphiſch gemeldete Erklärung] der 
„Wiener Abendpoſt“ lautet: Zwei von dem k. k. Generalcommando 
m Ofen erlafiene Verordnungen wurden durch die Tagesblätter mit 
verſchiedenen Verſtonen und Commentaren wiedergegeben. Es kann 
nicht unſere Aufgabe ſein, uns über die Authenticität von Mittheilungen 
auszuſprechen, die nur in ganz unzuverläßlichem Privatwege und jeden 
falls in unlauteren Abſichten vor die Oeffentlichkeit gebracht fein konnten. 
— Es wird daher genügen, ‚bier auszudrücken, daß jede Deutung, die 


1 


geeignet wäre, den durch das Allerhoͤchſte Reſeript vom 18. und das 
Handſchreiben vom 19. Februar bezeichneten Wirkungskreis des königlich 
ungariſchen Landesvertheidigungsminiſteriums in Frage zu ſtellen oder 
Mißtrauen zwiſchen dem von Sr. Majeflät ernannten Fönigl. ungariſchen 
Miniſterium und den oberſten Militärbehörden zu erwecken — weder 
den Intentionen der Letzteren noch der Sachlage entſpricht. 


—— — — üö— —̃ ũ— U —— nn 

[Militar⸗Wochenblatt.] Mol, Sec.⸗Lt. dom 3. Niederſchl. Inf.⸗Regt. 
Nr. 50, in das 2. Poſ. Jnf.⸗Regt. Nr. 19 verſetzt. Prinz Heinrich VII, 
Major à la suite des 1, Garde⸗Ulanen⸗Regts., zum Ob.⸗Lt. defördert. Boer, 
Sec, Lt. vom 1. Aufg. 3. Bats. (Schweidnitz) 3. Niederſchl. Regts. Nr. 10, 
von ſeinem Commando zur Dienſtleiſtung bei dem Schleſ. Train⸗Bat. Nr. 5 
entbunden. v. Holbach, Oberſt und Commandant des in den Naſſauiſchen 
Landen beſtehenden Landjäger⸗Corps, die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung mit 
Penſion bewilligt. Dr. Grempler, Stabs⸗Arzt vom 1. Bat. (Breslau) 3. Nie⸗ 
derſchl. Ldw.⸗Rgts. Nr. 10, der Abſchied bewilligt. Dr. Haaſe, Stabs⸗Arzt im 
I. Aufg. des 3. Bats. (Oppeln) 2. Oberſchl. Landwehr⸗Regts. Nr. 23, als 
Stabs⸗ und Bats.⸗Arzt des Pomm. Pionnier⸗Bats. Nr. 2, mit der Ancienne⸗ 
tät hinter dem Stabs⸗ und Abtheilungs⸗Arzt Dr. Döring, im Magdeb. Feld. 
Art.⸗Regt. Nr. 4 wiederangeſtellt. Dr. b. Kronhelm, Aſſiſtenz Arzt vom 
Schleſ. Ulanen⸗Regt. Nr. 2, zum Stabs⸗ und Abtheilungs⸗Arzt bei der rei⸗ 
tenden Abtheilung des Schleſ. Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 6, Dr. Schiffer, Aſſiſtenz⸗ 


werden müſſe. Der Fraction find wiederum mehrere Mitglieder beigetreten.] Arzt vom 1. Schleſ. Drag.⸗Regt. Nr. 4, zum Stabs⸗ und Bats.⸗Arzt bei dem 
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2. Bak. des Niederſchl. Inf⸗Regts. Nr. 51, Dr. Nieter, Aſſiſtenz⸗Arzt vom 
n zu a — f — Stabs⸗ und Bats.⸗Arzt bei dem 2. Bat, 8. 
berſchl. Inf.⸗Regts. Nr. 62 befördert. Dr. Schwartz, Unterarzt vom Schleſ. 
Pionn.⸗Bat. Rr. 6, Dr. Wetzel, Unter⸗Arzt vom Schlef Feld⸗Art⸗Regt. Nr. 6, 
13 . befördert. Dr. Krüger, vom 3. Niederſchl. Landw. Regt. 


u 
Abtheilungs⸗Arzt der 3. 


Rath, Stabs⸗ und 
Dr, Plaß, Stabs⸗ und 


en. 
Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 6, 
Dr, Steinrück, Stabs⸗ und Bats.⸗ l 
Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 5, der Hauptmanns⸗Rang verliehen. 


weiße Parchentjacke und 7 
Kaninchen; Tauenzienſtraße 
Brüderſtraße 1 ein Mannshemde, 2 Frauenhemden und 1 

Verloren wurde: ein Etui von carirrtem 
chem ſich Stickbaumwolle, Nähnadeln und ein Häkel⸗Etui befanden. (Fr.⸗Bl.) 


[Mortalitätsliſte.] In der Zeit vom 1. bis 28. 


rauenrock. 


worden: 241 männliche und 247 weibliche, in Summa 488 
dieſen befinden ſich: a. todtgeborene: Een Rn unehelich 
nach: unter 1 Jahr ehelich 106, unehelich 38, 
unehelich 7, von 5—10 
ahren 36, von 30—40 
an 27, von 60—70 
ren 14, von 90—100 
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ren 38, von 40—50 


ahren 2, Summa 488 Perſonen. 


verſchoben werden müſſe. 


in den Breslauer kath. Schulen gewählten Commiſſion das Referat vor. 


lichen das erſte Kühn'ſche Leſebuch vorführt) entſchieden und empfiehlt dieſel⸗ 
ben zur Annahme. Der Verein acceptirte die Vorſchläge und richtete an 


Schulgebrauch herauszugeben, was derſelbe zuſagt. 
ſchriften gleichzeitig methodiſche Winke beigegeben werden. 
methode wird au 


Hauptlehrer Kuznik über die von ihm N i 

fponjorien bei dem ſonn⸗ und fefttäglichen Gottesdienſte der kath. Kirche! 
Das Exemplar kommt nur auf 4 Pfennige zu ſtehen. Sie ſind von ihm in 
Partien von 50 Stück und darüber zu beziehen und wird ein Rabatt von 
10 Procent in Freiexemplaren gewährt. — Lehrer Kapitza richtete 
an die Hauptlehrer und Rectoren die Bitte, fie mögen den Schü⸗ 


unregelmäßig ſei. Kuznik und Körnig entgegnen, daß dies geſchehen ſei 
und auch fernerhin geſchehen werde, daß die Hauptlehrer jedoch keine Mittel 
in der Hand hätten, die Schüler zu zwingen. Die Abſenzen müſſen, da das 
Turnen ein integrirender Theil des Geſammtunterrichts iſt, gleich den übrigen 
Schulverſäumniſſen der Behörde zur Anzeige gebracht worden. Eine weſent⸗ 
liche Beſſerung ſei nicht eher zu erwarten, als bis jede Schule im Hofe ihren 
eigenen kleinen Turnplatz haben werde. — Schließlich wurde noch ein Gegen⸗ 
ſtand zur Sprache gebracht, der den Lehrern alljährlich immer viel zu ſchaffen 
macht: das Wegbleiben der 1 Kinder von der Schule noch vor der 
Abendmahlsfeier. Es iſt dies geſetzlich unſtatthaft, nur in beſonderen Fällen 
und wenn der Reviſor das Vorhandenſein eines ausreichenden Maßes von 
Kenntniſſen und Fertigkeiten beſcheinigt, können Diſpenſationen durch die Ber 


hörde bewirkt werden. 

— Breslau, 8. März. [Der Vorſchuß verein des Breslauer 
Landkreiſes!] hielt geſtern unter Leitung des Herrn Friedenthal im Saale 
des Hotel de Silefie eine General⸗Verſammlung ab. Dieſelbe erklärte ſich 
mit dem Vorſchlage des Herrn Rechtsanwalts Brier einverſtanden, wona 
die Gründung des Vereins durch Aufnahme einer notariellen Verhandlung 
urkundlich feſtgeſtellt werden ſoll. Hierauf wurde auf Anregung des Herrn 
Humbert beihloffen, die im $ 20 des Statuts beſtimmle Entſchädigung 
der Vorſtandsmitglieder für ihre Mühewaltung nach dem Reingewinn zu 
normiren, und ſollen det nächſten eee bezügliche An⸗ 
träge vorgelegt werden. Nach einem weiteren Beſchluſſe werden die 
Einlagen von 50 Thlr. in Theilzahlungen à 25 Thlr. angenommen, welche 

bis zum 8. April zu leiſten ſind, und werden dann auch Darlehen gegeben. 
Die von dem Vorſitzenden mitgetheilte Geſchäfts⸗ und Kaſſenordnung wurde 
nach kurzer Debatte mit wenigen Abänderungen genehmigt. In den Vorſtand 
ſind die Herren Friedenthal als Vorſitzender, Lieut. 10 0 ch (Stellvertreter), 


10 KR Kaufm. Riemann (Kaflirer), Oberamtmann Polko aun Auch und 
Leut. Mündner (Beiſitzer) gewählt. Außerdem iſt ein Ausſchuß von 
1306 Mitgliedern ernannt, der ſich jpäter bis auf 32 zu ergänzen hat. 


5 M- Breslau, 8. März. [Gemäthliche Verſammlung der Mit⸗ 
| glieder des iſraelitiſchen Handlungsdiener⸗Inſtitutes.] Als wär 
diige Einleitung in die von Hrn. Diſp. Kaliſch geleitete Sitzung hielt Mitgl. 
5. Haber einen ſehr gediegenen Vortrag über die Hanſa und die Tüchtig⸗ 
Kr keit des Bürgerſtandes und deſſen politiſche Einſicht gegenüber dem Kaiſer⸗ 
thume und dem Adel der damaligen Zeit. Nach einer Schilderung der Un⸗ 
ſtccherheit der Verkehrswege zu Waſſer und Land, aus der ſich die Nothwendig⸗ 
1 keit der Selbſthilſe der Handelsſtädte ergab, verfolgte der Redner die Geſchichte 
des Hanſabundes dom J. 1241 bis zu deſſen Untergange in der Zeit des 
30 jähr. Krieges und legte namentlich die Fehler dar, welche der Bund began⸗ 
geen bat, und welche deſſen Verfall herbeiführen mußten. Leider hatten Kaiſer 
And Reich nicht Verſtändniß genug, um das Hinſinken des Hanſa zu verhin⸗ 
* dern und den Beſtand des Bundes gegenüber dem aufſtrebenden Handel Hol⸗ 
lands, Englands und der nordiſchen Reiche zu kräftigen. Aber die Städte 
Hamburg, Bremen und Lübeck, obwohl — früheren Macht entkleidet, 
hatten ſich ihre Geſchäftskunde und Thätigkeit bewahrt und retteten unter ſehr 
schwierigen Verhältniſſen Deutſchlands Seehandel vor dem gänzlichen Unter⸗ 
7 gange. Dieſen Seehandel zu heben, ſei Sache des norddeutſchen Bundes, dem 
a die Hanſeſtädte jetzt angehören. Daß ein Hauptmittel hierzu die Kräftigung 
des Bürgerſtandes ſei, deſſen, palitiſche Einſicht und Tüchtigteit ſich auch in 
neuerer Be bewährte, zeigt die Geſchichte des Hanſa. Der e dankte 
Hrn. Haber für den gediegenen Vortrag. Hieran ſchloſſen ſich Vorträge hei⸗ 
terer Art in Proſa und Verſen, in Rede und Geſang, worauf der Fragekaſten 
ſeine Erledigung fand. 
del dis fe nach Sm 
ietryga in Belt als folder na wirklau, Kr. N 
. Proskau als Schullehrer nach See 1 9 5 
ſtadt. — Adſuv. Rob. Jaroſch in Schwirklau als folder nach Bell, Kr. Ryb⸗ 
nit. — Subſtitut C. Luſtig in Breslau als Adjud. nach Zottwig, Str. Oplan. 
Schulamts⸗Cand. Elias Ceglarski in Ujeſt als Apjud. nach Jariſchau, Kr. 
Gr.⸗Strebüz. — Adjuv. Alb. Pohl in Borganie als ſolcher nach Endersdorf, 
Kr. Reichenbach. — Adſuv. Alex. Teuber in Gr. Mohnau Als folder nach 
Borpanie, Kr. Neumarkt. 


ofen, 10, März. [Trichinen.] Der hieſige Apotheker Dr. Mankie⸗ 
ai hat in einem in „a Rabe Hon geſchlachteten Schweine wieder Tri⸗ 
chinen in größerer Menge gefunden. Dieſe Nachricht durfte beſonders die: 
jenigen Landwirthe intereſſtren, die etwa friſches Fleiſch zu Futterungsper⸗ 
ſuchen zu benutzen denken. Herr Dr. Mankiewicz ſtelt davon ſelbſt größere 
Quantitäten zur Verfügung. (Poſ. Z.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Adjuv. Seraph. P 
Adjuv. WI, Daſtig in 
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9 9 10. März 6 U. Seal 330,11 | - 5,1] S8. 2 | Lebe 
N 2 U. Nachm.] 328,09 — 9,1 SS. 2. Sonnenblicke. 
1 335,76 | 0,1 
* 10 U. Abds. „ A| ED. 2. Schnee u. Regen. 
A 11, März 6 U. Mrg. | 324,05 | +12| SS. 1. Bedeckt. 
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„der Charakter als Aſſiſtenzj⸗Arzt verliehen. Dr. Glum, Ober⸗Stabs⸗ 

und Regts⸗Arzt des 2. Schleſ. H m = Nr. 6, der Majors⸗Rang verlie⸗ 
. ß⸗Abtheilung des Schleſ. 

arniſon⸗Arzt in Glogau, 
zt der 1. Fuß⸗Abtheilung des Niederſchl. 


Breslau, 10. März. [Polizeiliches.] Geſtohlen wurden: Löſchſtraße 
im Hönelhauſe von einer im Hausflur aufbewahrten Billardplatte, der Tuch⸗ 
Ueberzug derſelben; Nikolaiſtraße 53 ein Damenmantel von dunkelbraunem 
Velour mit runden Steinkohlenknöpfen beſetzt; eine Frauenjacke von ſchwarzem 
Düffel, ſowie ein grünes gemuſtertes und ein grün und braun carrirtes 
Frauenkleid; Neue Junkernſtr. 6 ein alter ſchwarzer Düffelrock, 2 alte Weiten, eine 
Scheffel Hafer, ſowie 2 alte und 2 junge lebende 
7 ein Deckbett, zwei Kopfkiſſen und 1 Betttuch; 


euge mit lila Futter, in wel⸗ 


ebruar d. J. find 
bierort3 incl. 16 todtgeborener Kinder als geſtorben polizeilich 8 
nter 

b. dem Alter 
von 1—5 Jahren ehelich 65, 
ahren 6, von 10—20 Jahren 14, von 20—30 
a ahren 39, von 50—60 
en 41, von 70—80 Jahren 39, von 80—90 


= K. Breslau, 7. März. [Kath. Lehrerverein.] Die Sitzung vom 

5. März, welcher auch Schulrath Jüttner beiwohnte, wurde vom Vorſitzen⸗ 
den, Schulen⸗Inſpector Kliche, mit der Mittheilung eröffnet, daß der Vor⸗ 
trag des Rector Helbig über „die confeſſionsloſe Schule, die Motive und 
Folgen“ wegen dringender anderer Angelegenheiten auf die nächſte Sitzung 
Zunächſt trug nun Lehrer Hoffmann im Namen 
der zur gefttelung von einheitlichen Formen für den kalligraphiſchen 1 
ie 

Commiſſion hat ſich nach gründlicher Prüfung und ſorgfältigen Erwägungen 
für die vom Rector Deutſchmann vorgeſchlagenen Formen (wie ſie im Weſent⸗ 


Hrn. Deutſchmann das Geſuch, Vorſchriften nach dieſen Formen für den 
s ſollen dieſen Vor⸗ 
Die Tactſchreibe⸗ 
hode für die unteren Klaſſen als die geeignetſte erklärt. — 
Hr. Regierungsrath Jüttner wünſcht die Berichte des Breslauer kath. Leh⸗ 
rervereins jedesmal im Schulblatt“ abgedruckt zu ſehen und verſpricht, bei 
der Redaction die unverkürzte Aufnahme zu vermitteln.“ — Hierauf referirt 
e Zuſammenſtellung der „Re⸗ 


lern den Beſuch des Turnunterrichts recht warm ans Herz legen, da er ſehr 330, 


ch] Creditactien drückte; Schlu 


I To., wovon ca. 648,000 To. 


Breslau. 11. März. [Maſſerſtand. ] O.-P. 16 F. 3 3. II.-P. 3 F. 1 3. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

München, 10. März. Die Herzogin Sophie, Gemahlin des 
Herzogs Carl Theodor, iſt geſtern Abend 9 Uhr verſchieden. 

Wien, 9. März. 
griechiſche Dampfer „Arkadion“ iſt von ſeiner erſten Fahrt nach Candia 
glücklich nach Syra zurückgekehrt und hat mehrere candiotiſche Familien 
dorthin gebracht. 

Paris, 9. März. Der „Abendmoniteur“ enthält eine Depeſche des 
Admirals Laroncière aus Vera⸗Cruz vom 28. v. Mts., welche 
meldet, daß jetzt im Ganzen 16,000 Mann franzöſiſcher Truppen ein⸗ 
geſchifft und auf der Rückreiſe befindlich ſeien. Die Einſchiffung werde 
vermuthlich bis zum 8. März beendigt ſein. 

Die Büreaud des geſetzgebenden Körpers haben die Ermächtigung 
zu der Interpellation betreffend die auswärtige Politik der Re⸗ 
gierung ertheilt. Die Interpellation wird am Donnerstag zur Ver⸗ 
handlung kommen. 


über das Militärbudget dem Reichstage empfohlen, die von der Regie⸗ 
rung behufs Anſchaffung von Waffen geforderten 3 Millionen Reichs⸗ 
thaler auf 1 Million zu reduciren. Auch für die übrigen Poſten des 
Militärbudgets beantragt der Ausſchuß die Streichung von einer Million. 

Madrid, 9. März. Der Belagerungszuſtand iſt im ganzen König: 
reiche aufgehoben worden. — Eine Preßverordnung ſetzt die Caution 
auf 40,000 Realen feſt und ordnet die Cenſur, ſowie vorläufige Be⸗ 
ſchlagnahmen an. Alle ohne vorgängige Autoriſation veröffentlichten 
Druckſchriften ſollen als geheime angeſehen werden. J 

Konſtantinopel, 10. März. Nubar⸗Paſcha if von Alexandrien 
hier eingetroffen. Der frühere Kriegs⸗Miniſter Huſſein⸗Paſcha iſt zum 
commandirenden General von Bosnien ernannt. — Die Berichte aus 
Metelin melden von den furchtbarſten Verheerungen, welche das Erdbeben 
angerichtet hat. 

Bukareſt, 9. März. Der Fürſt Carl hat die Demiſſion der Mi⸗ 
niſter angenommen; die Bildung eines neuen Miniſteriums iſt jedoch bis 
jetzt nicht erfolgt. Der desfallfige Verſuch Stephan Golesco's, welcher 
mit Bildung eines Cabinets betraut war, wird als geſcheitert bezeichnet. 

Bukareſt, 10. März. Die von Golesco aufgeſtellte, vom Fürſten 
verworfene Miniſterliſte war aus Mitgliedern der radicalen Partei zu⸗ 
ſammengeſetzt. Ein Verſuch, ein Fuſtons⸗Cabinet aus allen Parteien 
zu bilden, ſcheiterte bisher an dem Widerſtande der Radicalen. 


1 5 1 Uhr waren 90% gemeldet. — Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 
70, 05. Italien. 5proc. Rente 54, 30. Zproc. Spanier —. Iproc. Spanier 
—. D ( Credit⸗Mobilter⸗Actien 
511, 25. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 417, 50. Oeſterr. Anl. von 1865 pr. ept. 


atlantiſches Kabel gemeldet: 
Ben 108%, 8 

en, ittags. ivatverkebr. 
actien 186, 40. Staatsbahn 200, 80. Gaze 220, 
1860er Looſe 88, 20. 1864er Looſe 81, 10. 


Wien, 9. Marz. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 185, 60. Nordbahn 
163, 70. 1860er Looſe 88, —. 1864er Looſe 81, 20. Staatsbahn 209, 70. 
Galizier 220 50. Czernowitzer 75 Steuerfreies Anlehen —. Die Baiſſe der 
ruhiger. 

Frankfurt a. M., 9. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Schluß⸗Courſe: 
Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 104%. Hamburger Wechſel 
88%. Londoner Wechſel 119%. Pariſer Wechſel 94. Wiener Wechſel 
9%. Finnländiſche Anleihe 85 B. Neue Finnländ. 44% Pfandbriefe 85%. 
6% Berein. Staaten⸗Anl. pro 1882 77%. Oeſterr. Bankantheile 692. Oeſterr. 
Tredit⸗Actien 174%. Darmſtädter Bankactien 211. Meininger Credit⸗Actien 
97% B. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien —. Oeſterreich. Elifabeibahn 
108%. Boͤhmiſche Weſtbahn —. Ahein⸗Nahebahn —. Ludwiasbafen⸗Bexbach 
156%. Heſſiſche Ludwigsbahn 134%. Darmſtädter Zettelbank 248 B. Oeſterr. 
5% ſteuerfr. Ani. 49 7. 1854er Looſe 60,  iSBUrT Looſe 69%. 1864er 
Looſe 75% B. Badische Logſe 53% B. Kurheſſiſche Looſe 55%. 5% Biterr. 
Anleihe von 1859 63. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 54%. 5% Metalliaues —. 
194% Metalliaues 39. Baierſche Prämien⸗Anleihe 99%. — Behauptet, 
Amerikaner ſehr feſt. Nach Schluß der Börſe öſterr. Effecten matt. 

Hamburg, 9. März, Nachmittags 2 Mur 30 Mein. Fonds ſehr ruhig. 
Valuten kaum behauptet. Hamburger Staats - Prämien » Anleihe 90 
Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 55%. Oeſterreich. Credit⸗Actien 73. 
Oeſterr. 1860er Looſe 68%. Mexicaner —. Vereinsbank 109%. Nord⸗ 
deutſche Bank 120%. Aheiniſche Bahn 116%. Nordbahn 80%. Altona⸗ 
Kieler 130 4. Finnländ. Anleihe 81%. 1864er Ruf). Prämien⸗Anleihe 85%. 
1866er Ruf). Prämien ⸗ Anleihe 83%, 
1882 70%. Disconto 1% pt. 

Hamburg, 9. März. [Getreidemarkt.]. Weizen und Roggen loco 
geſchäftslos, auf Termine ſchwächer bei ſehr beſchränttem Geſchäft. Weizen 
pr. März 5400 Pfd. netto 149 Bancothaler Br., 148 Gld., pr. Frühſahr 
145 Br. u. Gld. Roggen pr. März 5000 Pfr. Brutto 90 Br., 89 Gld., 
pr. Frühjahr 87% Br., 87 Gld. Hafer ohne Kaufluſt. Oel etwas feſter, 
loco 25%, pr. tal 25%, pr. Octbr. 25%. Spiritus ſehr ruhig, 
Kaffee ruhig. Zink beſſere Nachfrage. Verkauft 1000 Ctr. C. G 
a 14%. — Trübes Wetter. 

Liverrool, 9. März, Mittags. Baumwolle: 7000 Ballen Umſatz. Ruhiger 
Markt. Middling Amerikaniſche 13, middling Orleaus 13%, fair Dholleraß 
11%, good middling fair Dhollerah 10%, middling Dhollerah 10%, Bengal 8, 
good fair Bengal 8%, Seinde —, Oomra 11%, Pernam 14%, Egyptian —. 

Paris, 9. März, Nachmittag 3% Uhr. Rüddt pr. März 95, 50, pr. Mair 
Auguft 96, 00, pr. September⸗Dezember 97, 50. Mehl pr. März 71, 00, 
pr. Mai⸗Juni 73, 25. Spiritus pr. März 61, 00 

ee ee eee 


Berlin, 10. März. [Courſe aus dem Privatverkehr.] Das 
Geſchäft war nur geringfügig und die Stimmung de onders für Oeſterreichiſche 
Effecten und gegen den Schluß hin auch für Amerikaner, bei weichenden 
Courſen flau. Wir notiren: Franzoſen 11011 bez. u. Br., Lombarden 
110% — 4— ( bez., Galizier 874, bez., Böhmiſche Weſtbahn 62 —62 bez., 
Heſſiſche Nordbahn 8171 bez., Rheiniſche 117% bez., Oberſchleſiſche Lt. 1. 

. ©. 189% ben, Oeſterr. Eredit⸗Actien 73% —% bez. u. Gld., 1860er Loofe 
69% bez., Italieniſche 5 ige Anleihe 53 — 5 bez., Amerikaner 78—777 
bez. u. Br., kurz Wien 79% bez. u. Br. 


3 

Bei der am 8. und 9. März fortgeſetzten Ziebung der Hannoverſchen 
Lotterie 5. Klaſſe fielen nachſtehende größere Gewinne: 

4000 Thlr. auf Nr. 12007. 

1000 Thlr. auf Nr. 9213. 

200 Zhir. auf Nr. 439. 1987. 7720. 11453. 11854, 4329. 

200 Thlr. — Nr. 4097. 5961. 7965. 9536. 13959, 2022, 2420, 3672, 
590100 Zhle. auf Nr. 7704. 9174, 7331, 3553. 6627. 11041. 6142, 8901. 
215 8805. 3020. 13940. 9360, 4214. 153. 823. 5012, 8567. 13622. 5412, 

50 = 13374, 3165. 7722. 9528. 10162. 9875. 10847. 

4239 320 200 Nr. 12832. 13225. 2456. 3322. 2624. 6480. 5063. 3790. 
12117 9027 925 . 2654. 2857. 649. 3808. 4836, 3681. 4344. 11470. 
2 94 7. 13482, 11997, 11137. 12840. 1073. 12203. 13055. 9239. 


Norwegiſche Peringsſiſcherel. Bergen, 8. März. (pr. Tel. 
Vaarheringsfang N anche nn Die Ausbeute eher 59800 
Tonnen, wobon wahrfeinlih 420,000 Tonnen zum Export kommen, Marit 
feſt. April⸗Lief. 5 Sp. (Der vorjährige Vaarsberingsfang betrug ca. 750,000 
exportirt wurden.) (Oſtſ.⸗ Ztg.) 


Anfangs⸗Courſe) Wechſelcours au 2 in 


34. 
II 


2 


Aus Athen vom 7. d. M. wird gemeldet: Der] % 


Stockholm, 9. März. Der Staatsausſchuß hat in feinem Berichte] 


kedit⸗ 37 


6proc. Verein. Staaten⸗ Anleihe pr. 8 


J Thlr., hochfeine 29—30 Thlr. pr. Ctr. 


en loco 78—79pfb 


Berlin 

5474— 4 ö 1 loco 11 

— Spiritus loca ohne Faß 16% Thlr. 

April 16% Thlr. Br., * bir. Gld., April⸗ 

und Br., % Thlr. Gld., Mai⸗Juni 16%—% T | 

Gld., Juni⸗Juli 17½— J Thlr. bez., Juli⸗ 1 

Thlr. Br. | 

. 
Berliner Börse vom 9. März 1867. 
Fonds- und deld-Course. Eisenbahn Stamm-Aotion | 

Freiw. Staats-Anl. . 4191100 B. 1864. 1868. 

Staats- Anl. von 185015 104% ba r e 79 * 
dito 1850. 524 1% bz achen-Mastrich| — — 44 133% bs | 
dito 185314 91%, bz Amaterd.-Rottd. | 1% 9 4 [100 % etw. ba. 
dito 1854/41, 100 ½% bz Berg.-Märkische | 7 4 161% ba. 
dito 1855/4111001, ba. Berlin Anhalt. 11 13 4 220% da. 
dito 856 100%, ba. Berlin-Görlitz — — 4 164% da. 
dito 1857 4½ 100 ½% bz. dito St.- Prior.“ — — |5 196%, ba. 
dito 18594111004), bz. Berlin-Hamburg. 10 10 4 [187 B. | 
dito 108 2 1001, bz 1 Je, 1 8 Fe 2: 

taats-Schuldscheine| 311841, bz. erlin-Stettin, .. . 

ee von 185513111214, B öhm.-Westb. ..| 5 — I5 162% be, 

Berliner Stadt-Oblig.4½99½ bz. Breslau-Freib. 9 4 [18 bz. | 

„Kur- u. Neumärk.|31%|791, bz. Cöln-Minden.. 154 17% |4 143% ba. j 

(Pommersche. 3 ½78% bz. Cosel-Oderberg. 2½ 4 56 B. 

E hPosensche re dito $t.-Prior.] — — (41½%77¼ B. 

2 dito — —— dito dito | — — [5 82% he. i 

ä dito neue. . 4 |89%, bz. Galiz.Ludwigab 5 6 88 ½ ba. 

Schlesische — 8 Ludwigsh.Bexb. | 9½ | 10 4 1491, da. u. G, | 

„Kur- u. Neumärk. 4 92½ bz. Magd,-Halberst, .|25 15 4 12044, ba. 1 

Pommersche . 4 |92 bz. Magd.-Leipzig.. . 182 20 4 1255 B. | 

E Posensche 4 90% B. Mainz-Ludwigsh.| 1½ | 8 4 130d bs. 

© „reus sische 4 9175 ba. Mecklenburger. .| 31g 3 (4 [79 bx. 

8 \Westph, u. Rhein. 4. — Neisse-Brieger. | 4½ | 5öhs 4 101% bz. 

S Sächsische 4 |92% B. Niedrschl. Märk.] 4 — (4 f91¼½ ba. 

(Schlesische 4 93½ ba. es W. 15 Ss N > bz. 

Louisd’or 110% 6. |Oest.Bk.79% bs. Oberschl. A, 410 112, ¼ 189 % 

er ... be. 
R as 2.110 [1 a 101% ba. 
Ausländische Fonds. ito 2 310 15 1% be. 
Oesterr. Metalliques, 5 147% bz. gestr. Er. St.- B. 5 5 15 111 Be, 
dito Meere 56 b. u. Oestr. südl. St.-B.] 8 7 6 110 4 1% ba. 
dito Lot.-A. v. 0004 60 4 ½ b u. G Oppeln-Tarnow.] 314 | 314 fe 117% 
dito dito — [42% ba [u.a A edle 4 11 bz. 
dito Ser Pr.-A 4 [61 b, u. G. ge Stamm-Pr.| 61 17 1 
dito Eisenb.-L. — 60 2 @. nr 

Ital. neue 5 prog. Anl. 53 J à 9% bz. u. G Thüringer Baan 34 Alla i — 53, br 

Russ, Engl. Anl. 18625 |87 Pz. Wars e — ‚br. 

dito Holl. Anl, 186415 88 br. Warschau-Wien.| Zuſtgf 815 15 [63% 4 % ba. 
dito Peg 1 63 7% ba. — . —ꝛ—ꝛ ł- Q YT 

Poln. Pfandbr.IILEm. 56 à 57 br. 5 

poln. Obl. a 500 Fl. 01% ba Bank- und Inadustrie-Paplere. 
dito à Fl. s 1 @. . K. v. J Ta 8¹ 3 

Kurhess. 40 Thlr, Obi. — 56% B. F 14% B. 

Baden. 36 Fl. Loosel— 307% B. Bremer Bank. . 780 | 61 RB 

Amerikan. St.-Anl. . . 6 178 bz, Danziger Bank 1 4 10 2 etw. ba. u. G. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Darmst. Zettelb. Mb 

Berg. Märkische . 4497 % G. erde Bank. 8 ze 104% B. 
dito M. 4 %%% bs. Gothaer 5 1 1 8. 
dito ıv.la ga, G. Hannoversche B.] 59, | 4 2% B. 
dito IL.v.8t.314g.13181781, bz Hamb. Nordd. B. 7 9 9% B. 

Cöln-Minden....... 100 5 Vereins-B.| Taff 8% % 110 etw. br. 
dito le Königsberger B.] 63, | 61 111 @, 
dito 1 Luxemburger B.] 4 6 2 B. 
dito i Magdeburger B. 590 Ay 4 
dito 405%, ba Posener Bank. 6 103% etw. ba, 
dito ıv.la 85 ½ bz. Preuss. Bank-A. 10% 1 154½ ba. 
dito va 851% G. Thüringer B * * 

Cos.-Oderb, (Wilh.) J 82 8. wenne, ee eee e 

dito i e << * 
Gal. Ludwigsb. ....|5. 8% @. 
Niederschl.-Märk. 4 904 6. Berl. Hand.-Ges.| 8 8 108% be. J 
dito conv.4 [90% G. Coburg Oredb.A.| 8 615 85 ½% B. 
dito 144 . Darmstädter „ 6 1 Abs. N 
dito IV. ap — — essauer — — — 2. Ju. G. 

Ndschl. Zwolgb. L. C. 101 B Disc. Com,-Anth,| 61 61% 102% ba. » 

Oberschles. K.. 1 Genfer Oredb.-A.| — | — 291% ba. u. G. 
at B. . 1 — — Leipaiger „ 4 4 etw. ba. 
dies 8. Er 4 88 ¼ d. Meininger, 7% 7 B. 
dito eee Wr Moldauer Lda 5 — ER 21 
dito E. 431½79 bz. Oesterr.Credb.A,| 5 4 75 d 74%, ba 
to: «Wis... 41,195 G. Schl. Bank.-Ver. 614 | 7 118 @. 

TREE. DER 44 — 252 ö 

Oest.- Frans. 3 244 ba. u. G. \ 

5 755 Paul. . „ 17 N nerv — 1 B 
ein v. —— 8 v. 2 

sin-Nahe-B. gar.. 408% u For. v. Eisenbäf| 81, 6% 15 11s bs. u. 6. 
Wechsel- Course. TR 

Amsterdam 250 Fl... 10 T 143% ba Augsbuig 100 FI. . 24 be. } 
dito dito 2 M.|1431% ba. Leipzig 100 Thlr.. G. 

Hamburg 300 Mk.. 48 T. 151% bz dito dito 6. 
dito dito 2 M. 181 ½ bz Frankfurt a. M. 100 Fl. a. 

London 1 Lat... 3 M00. 24% b. Petersburg 100 8. R. be. 

Paris 300 Fres 2 M.|8011/, ba. dito dito bz, 

Wien 250 Fl... 8 T. 19% ba. Warschau 90 8.-R. . 8 T|81% ba. 
dito 2 M. 79 ½ bu. Bremen 100 Thlr. Gold|j8 1110 % ba. 


* Breslau, 11. März. Wind: Sud⸗Oſt. Wetter: regnicht. Thermo⸗ 
meter Früh 3 Grad Wärme. Bei mittelmäßig guten Angeboten waren die 
Preiſe zufolge der ruhigen Kaufluſt eher niedriger. 

Bergen wenig beachtet, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher weißer 82—96 Sgr., 

be. 81 —.94 Sgr., feinſte Sorte 2 — 3 Sgr. über Notiz bezahlt, galigif, 
und polniſcher weißer 81—95 Sgr., gelber 80—93 Sgr., feinſie Sorte 
Notiz bezahlt. — Roggen matter, pr. 84 Pfd. 65—69 Sgr., feinite Sorten 
70 Sgr, bezahlt. — Gerſte ſchwacher Umfab, pr. 74 Pfd. helle 57—59 Sgr., 
gelbe 48 —54 Sgr. ſeinſte Sorten über Non bezahlt. — Hafer beachtet, 
„ 50 Pfd. 31—34 Sgr., jeinfte Sorten über Notiz bezahlt. — Erbſen ſtark 
offeritt. — Wicken offerirt. — Delfaaten ohne Aenderung. — kus 
i e e “ah Sgr., blaue 40—44 Sgr. 
— ſiſche Bohnen Tr aglein .— 

tuchen mehr beachtet, Bl Sgr. pr. Cinr. : neee 


Nr. pr. Schfjl. Sgr. pr. Schf. 
Weißer Weizen 81—89—95 Bohnen 177 > 
Gelber Weizen —86—93 Sgr. pr. Sack u 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 66—68--70 Schlag⸗Leinſaat . . 175 190 
FEC 48—54—59 ade n 184—194— 204 
ge RT 31—32—34 Winter-Nübfen ..... 170--180-186 
. 5 Nee 53—57—68 Sommer⸗Rübſen. . . 148—155—164 
i e * mel Juen Saen erab A he Dale i 
h teb in beiden Farben belanglos zugeführt, rothe in feinen 
Sorten begehrt, ordinäre 13% —14% Ihle, mittle 154163 ee | 


174—18% Thlr., bochfeine 194—19% 2 


— weiße in feinen S 
begehrt, ordinäre 13 —18 Thlr., is 5 ir 


r., 
20 —24% Thlr., feine 26—28 
Thymothee beachtet, 10 —12 Thlr. pr. Err. 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Bid. Netto 24—36 Sgr. Metze 12 Sgr. 


N Niederſchleſiſche Zweigbahn. „ 
Einnahme im Februar 1867 für 10,640 enen und 
276,456, Ctr. Güter und Extraordinarien, ‚ 
22,177 Thlr. 17 Sgr. 4 Pf. 


unter Vorbehalt ſpäterer Feſtſtellung. 
ka re im Monat Februar 1866 nach 


erfolgter Feſtſtellung incl. Extraordinarien 418,745 „% 8 „ Bar 
Im Monat Februar 1867 mehr 5,481 Thlr. 29 Sgr. 3 Pfr 

Hierzu die Mehr⸗Einnahme pro Januar 
180% t „ 1 8154 „ 9 6 


Mithin bis ult. Februar 1867 mehrt. 13,586 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf. 


Breslauer Theater (Gartenſtraße 19). 
Montag, den 11, März. 43, Vorftellung im zweiten Abonnement von 
00 Vorftellungen. „Die Karlsſchüler.“ Schaufpiel in 5 Akten don H. Laube. 
Dinstag, den 12. März. 44. Vorſtellung im zweiten Abonn von 
60 Vorſtellungen. 1) „Richelieu, oder: Der erſte Waffengang.“ Luſt⸗ 
fpiel in 2 Akten. 2) Tanz⸗Divertiſſement. 3) „Aus Liebe zur Kunſt.“ 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. 12650 
M. Raſchkow, RL aa Nr. 10, 


nn — wu Po) 
Guſtav Meisner, Riemermeiſter, 
Albrechtsſtraße Nr. 38, j 
empfiehlt Pferdegeſchirr, Sättel, Reitzeuge, Herren: und Damer!⸗Reiſekoffer, 
Taſchen, Stöcke, Fahr⸗ und Reitpeitſchen und feinſte Lederwaaren. [1397] 
Berichtigung. 2 

In dem Inſerat der Herren Moritz & Joſeph Friedlaender 9 
in der geſtrigen Zeitung iſt, durch ein Verſehen des Correctors, irr⸗ 
thümlich Reverenzen ſlatt Referenzen gedruckt. 


5 licher Redacteur Dr, & W̃ 15 8 

erantwortlicher Redacteur Dr, Stein. In Vertretung: Dr. We 

Druck von Graß, Barth und Comp. & Sriedri I Breslau. 
1 i 
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— 


